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VORBEMERKUNGEN 

Den Kommunen muss gemäß Artikel 28  Abs. 2  Grundgesetz das Recht gewährleistet sein,  

al le Angelegenheiten der örtl ichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Ver-

antwortung zu regeln. Dieser Selbstverwaltungshoheit der Kommune unterl iegt auch die 

Aufstel lung und  Änderung von Bauleitplänen (Flächennutzungspläne, Bebauungspläne) ge-

mäß § 2 Abs. 1 BauGB.  

Ziel der Bauleitplanung ist  die Vorbereitung und Sicherung der baul ichen und sonstigen  

Nutzungen auf  den Grundstücken einer Kommune nach Maßgabe des Baugesetzbuches, 

der Baunutzungsverordnung sowie der Landesgesetze. Das Verfahren zur Aufstel lung oder 

Änderung eines Bauleitplanes wird gemäß Baugese tzbuch in zwei Verfahrensschrit ten 

durchgeführt. Zunächst is t die Öffentl ichkeit mögl ichst frühzeitig über die al lgemeinen Ziele 

und Zwecke der Planung , sich wesentl ich unterscheidende Lösungen, d ie für die Neuge-

staltung oder Entwicklung eines Gebiets in Betracht  kommen, und die voraussichtl ichen 

Auswirkungen der Planung öffentl ich zu unterrichten. Der Öffentl ichkeit ist Gelegenheit zur  

Äußerung und Erörterung zu geben. Paral lel  dazu sind die Behörden und sonstigen T räger  

öffentl icher Belange,  deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt  werden kann, zu 

unterrichten und  zur Äußerung auch im Hinbl ick auf  den erforderl ichen Umfang und Detai l-

l ierungsgrad der Umweltprüfung  aufzufordern.  

An den Verfahrensschrit t zur frühzeitigen Betei l igung schl ießt das forme lle Verfahren an.  

Der Entwurf des Bauleitplanes ist mit der Begründung und den nach Einschätzung der 

Kommune wesentl ichen, bereits vorl iegenden umweltbezogenen Stel lungnahmen für die  

Dauer einer gesetzl ich bestimmten Frist für die Öffentl ichkeit auszulegen . Zeitgleich holt  

die Kommune die Stel lungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentl icher Belange,  

deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt  werden kann, ein und  stimmt den Bau-

leitplan mit den benachbarten Gemeinden ab.  

Nach Abwägung der pri vaten und öffentl ichen Belange untereinander wird der Bebauungs-

plan als Satzung beschlossen. Dem jewei l igen Bauleitplan ist  eine  Begründung mit den 

Angaben nach § 2a BauGB sowie eine zusammenfassende Erklärung beizufügen.  

Die konkreten Verfahrensschritte si nd auf der Planzeichnung in der Verfahrensleiste dar-

gestel l t. Die Aufstel lung des Bauleitplanes erfolgt  im Wesentl ichen auf Grundlage des Bau-

gesetzbuches, der Baunutzungsverordnung,  der Planzeichenverordnung,  der Bauordnung 

des Landes Hessen und der Hessische Gemeindeordnung in ihrer aktuel l en Fassung.  

 

Lichtenfels, 14. Jul i  2022 

- Bauamt -
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Die Gemeinde hat nach § 2a  Satz  1 BauGB in  Verbindung mit  § 9  Abs.  8  BauGB im Bebau-

ungsplanverfahren dem Planentwurf eine Begründung mit den Inhalten nach § 2a Satz 2 

Nr.  1 und Nr. 2  BauGB beizufügen.  

1 Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 

1.1 Planungsanlass und Planerfordernis  

Die Stadt Lichtenfels stel l t eine konstante Nachfrage nach Bauland  für e ine wohnbaul iche 

Nutzung fest, der zunehmend nicht mehr mit einem adäquaten Angebot begegnet werden 

kann. In den bevölkerungsstärkeren Ortstei len stel l t ist  dieses Unterangebot auch in  abso-

luten Zahlen am größten.  Der Ortstei l  Goddelsheim besitzt als Unterzentrum eine infra-

strukturel le Grundausstat tung,  die ihn als  Wohnort  a ttrakti v macht. Die Erfül lung der Bau-

landnachfrage ist  der Kommune daher besonders hier ein  wichtiges Anl iegen, um eine Sta-

bi l isierung der Einwohnerzahl und damit auch die Erhaltung und Ausbau der Infrastruktur  

(bspw. Schulstandort)  zu fördern. Hierdurch sol l  ein entscheidender Beitrag für die Zu-

kunftsfähigkeit der Stadt geleistet werden.  

Die verfahrensgegenständl ichen Flächen befinden sich nördl ich angrenzend an die Orts-

lage von Goddelsheim und sind tei lweise bereits  erschlossen. Zu zwei Se iten schl ießt sich 

vorhandene Bebauung an.  Aufgrund dieser Voraussetzungen sowie der Verfügbarkeit  bietet  

sich die Fläche zur Entwicklung von Wohnbauland an.  

Durch den Bebauungsplan sol len nun die planungsrechtl iche n Voraussetzungen für die ge-

samte Erschl ießung des Plangebietes geschaffen werden  sowie die Definition der zulässi -

gen Bebauung getroffen werden. Im Verfahren zur Aufstel lung des Bebauungsplanes sol l  

dabei eine vol lständige Ermittlung und zutre ffende Bewertung der von der Planung berühr-

ten Belange herbeigeführt werden.  

1.2 Ziel der Planung 

Ziel der Bauleitplanung ist  die Vorbereitung und Sicherung der baul ichen und sonstigen  

Nutzungen auf den verfahrensgegenständl ichen Grundstücken  nach Maßgabe des Bauge-

setzbuches, der Baunutzungsverordnung sowie der Hessischen Bauordnung.  

Durch die Aufstel lung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Über dem Herrengarten“ beabsichtigt 

die Stadt Lichtenfels die für die Bebauung vorgesehenen Flächen nach der beso nderen Art  

der baul ichen Nutzung (Baugebiete) als  „Allgemeines Wohngebiet“ (vgl. § 4 BauNVO) pla-

nungsrechtl ich festzusetzen.  Hierdurch sol len die erforderl ichen Baugeb ietsflächen in an-

gemessener Größe bereitgestel l t werden. Den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung sol l  

Rechnung getragen werden, indem die wohnbaul iche Siedlungsentwicklung im Ortstei l  

Goddelsheim unter Wahrung kommunaler und öf fentl icher Interessen gefördert  wird.  
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1.3 Zweck der Planung 

Durch die Aufstel lung des  verbindl ichen Bauleitplans sol l  die städtebaul iche Entwicklung 

und Ordnung gesichert  werden, welche durch rechtsverbindl iche Festsetzungen gewähr-

leistet werden sol l . Daher ist  es die Aufgabe der Planung die baul iche und sonstige  Nutzung 

der Grundstücke in  der Kommune nach Maßgabe des Baugesetzbuches (BauGB) planungs-

rechtl ich zu sichern. Durch die Aufstel lung des Bauleitplans sol l  eine nachhaltige städte-

baul iche Entwicklung und eine dem Wohl der Al lgemeinheit entsprechende sozialgerechte 

Bodennutzung gewährleistet werden. Gleichzeitig sol l  die Planung dazu beitragen, eine  

menschenwürdige Umwelt zu sichern und  die natürl ichen Lebensgrundlagen zu schützen 

und zu entwickeln.  

1.4 Ausgangssituation 

1.4.1  Räumliche Lage 

Der räumliche Geltungsbereich befindet sich im Ortstei l  Goddelsheim und grenzt  nördl ich 

an den im Zusammenhang bebauten Ort an. Es handelt sich um eine bislang als Ackerland 

landwirtschaftl ich genutzte Fläche. Der Planungsbereich wird südwestl ich begrenzt  durch 

eine Einfamil ienhausbebauung, südöstl ich verläuft  die örtl iche  Erschl ießungsstraße „Hohler 

Weg“, jenseits des Weges sind auf  Höhe der Fläche zwei Wohngebäude mit landwirtschaft-

l ichen Betriebsstel len vorhanden. Nördl ich des Planungsbereichs schl ießt sich offene Land-

schaft an,  die groß flächig fast  ausschl ießl ich einer landwirtschaftl ichen Nutzung als  Grün- 

oder Ackerland unterl iegt.  

Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst  das Flurstück  1/10, sowie Tei le der Flurstücke 77/2 

und 77/4 (Wegeparzel len) in der Flur 8 der Gemarkung Goddelsheim, die Gesamtfläche 

besitzt eine Größe von 15.073 m², wobei der deutl ich größte  Tei l  auf  das Flurstück  1/10 

entfäl l t,  dessen Fläche die Stadt erworben hat . Die genaue Lage und  Abgrenzung des 

räumlichen Geltungsbereiches ist dem Plantei l  zu entnehmen.  Das Plangebiet befindet sich 

in der Höhenlage von etwa 405 bis 410 m ü. NN.  

Die Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches erfolgt im Südwesten durch die Gren-

zen des vorhandenen Baugebietes (hie r mündet zudem eine Erschl ießungsstraße auf die  

Planungsfläche, die in der Planung aufgenommen wird),  im Südosten bi ldet die Straße 

„Hohler Weg“ als vorhandene Erschl ießungsanlage de n Abschluss des Plangebietes, jen-

seits anschl ießend befinden sich weitere bebaute Grundstücke . Nach Norden erfolgt die  

Abgrenzung entsprechend der Flurstücksgrenzen  des Flurstücks 1/10.  

1.4.2  Städtebauliche und gründordnerische Bestandanalyse  

Verkehrl iche Erschl ießung 

Das Plangebiet wird über die vorhandene Straße  „Hohler Weg“ von Südosten erschlossen,  

im weiteren Verlauf dieser Straße erfolgt auch der Anschluss ans übergeordnete  
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Straßennetz. Außerdem erschl ießt eine  Stichstraße vom „Ginsterweg“  von Südosten her die  

Fläche. Zur baul ichen Entwicklung ist  zudem eine neu anzulegende Binnenerschl ießung der 

Fläche erforderl ich.  

Orts- und Landschaftsbi ld  

Die für die Bebauung vorgesehen Flächen werden aktuel l  landwirtschaftl i ch genutzt ,  halb-

seitig schl ießt sich vorhandene Bebauung, tei lweise mit landwirtschaftl ichen Betriebsstel-

len an, zu den anderen Seiten weitere landwirtschaftl i che Nutzfläche. Der Planungsbereich 

weist eine ausgeprägte  gleichmäßige Hangneigung von 4 - 5 Prozent nach Südwesten auf.  

Die Bestandsanalyse im Kontext des Orts -  und Landschaftsbi ldes erfolgt auf Grundlage der 

Kriterien Eigenart, Viel falt und Schönheit.  

Das Plangebiet schl ießt an den bestehenden Ortsrand an, der an dieser Stel le nicht beson-

ders ausgeprägt  ist.  Er wird tei lweise durch Straßen und angrenzende Bebauung gebi ldet 

sowie tei lweise durch die rückwärtigen Grenzen von Neubaugebieten der jüngeren Ve rgan-

genheit. Die Planungsfläche unterl iegt bislang einer vol lständigen ackerbaul ichen Nutzung 

und weist dadurch eine monotone Struk tur ohne landschaftsbi ldende Elemente auf. Auch 

die umliegenden Flächen des Offenlandes sind  vergleichsweise strukturarm ausgebi ldet 

und durch in tensive  Landwirtschaft  geprägt .  Mit  einer  nördl ich vorhandenen Baumreihe 

(Streuobst)  und einem weiter nördl ich bestehenden Feldgehölz sind al lerdings einige mar-

kante Landschafts-  und Geländemerkmale vorhanden. Naturhistorisch bzw. geologisch be-

deutsame Landschaftstei le und -bestandtei le befinden sich im Plangebiet und seiner un-

mittelbaren Umgebung nicht.  

Die Schönheit des Plangebietes ist  grundsätzl ich subjektiv, kann aufgrund der Ausgeräum-

theit und fehlender naturnaher Elemente  al lerdings als  eingeschränkt  betrachtet werden , 

positiv fäl l t die Bl ickbeziehung zur tiefer gelegenen Ortslage und in die weitläufige Land-

schaft ins Gewicht. Im Plangebiet sind keine natürl ichen und naturnahen Lebensräume mit 

spezifischer Ausprägung an Formen, Arten und Lebensgemeinschaften und/oder Gewässer 

vorhanden.  

Die Siedlungsstruktur des dörfl ichen Ortstei l s Goddelsheim lässt verschiedene Entwick-

lungsstufen erkennen. Der historische Ortskern befindet sich östl iche des Plangebiets im  

Heimbachtal, bis in die 1960er Jahre wurde der Ort  entlang von einzelnen l inearen in ver-

schiedene Richtungen erweitert. Seit  den 1970er Jahren wurde die Fläche des Ortes durch 

zahlreiche Neubaugebiete nochmals deutl ich vergrößert,  der Ort  hat  sich auf  die  angren-

zenden Hanglagen erweitert und  arrondiert.  Zudem wurde im Süden des Ortes ein  Gewer-

begebiet entwickelt, welches von den Wohnbaubereichen abgerückt  ist.  Aufgrund der länd-

l ichen Struktur is t der Ort durch eine aufgelockerte  Bebauung geprägt,  die neuesten Er-

weiterungen für Wohnbauflächen befinden sich unmittelbar südl ich angrenzend an den 

Planungsbereich, der Ort  ist  hie r durch Neubauten geprägt.  Ein  weiterer Aspekt  der Sied-

lungsentwicklung sind die Aussiedlerhöfe, die in der frühen zweiten Hälfte des 2 0. Jahr-

hunderts entstanden. In Goddelsheim ist die Bebauung an diese zunächst abseits der ge-

schlossenen Ortslage errichteten Höfe inzwischen an manchen Stel len herangewachsen,  

so auch beim Planungsgebiet, wo ein solcher Hof  südöstl ich benachbart ist.  In Nachbar-

schaft des Plangebietes sind keine Baudenkmäler oder baul iche n Störelemente vorhanden.   
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Vegetation und Biotopfunktion  

Das Plangebiet bi ldet einen zusammenhängenden ackerbaul ichen Schlag und  ist  durch die 

intensive Bewirtschaftung geprägt.  Die Vielfalt der Vegeta tion sowie die Funktion als Biotop  

ist durch die Nutzung stark eingedämmt  

 

Erholung 

Das Plangebiet besitzt für die Erholung k eine übergeordneten Funktionen, die für die Öf-

fentl ichkeit relevant sind.  

Innerhalb des Geltungsbereiches vorhandene und  angrenzende Nutzungen 

Das Plangebiet selbst  weist  eine zusammenhängende ackerbaul iche Nutzung auf,  ledigl ich 

der randl iche Straßenbereich weist eine abweichende Nutzung auf.  A uch die nördl ich be-

nachbarten Bereiche unterl iegen landwirtschaftl icher Bewirtschaftung.  Im Süden schl ießt  

Abbildung 1 Fotoaufnahme –  Bl ick aus der Landschaft über die Planungsfläche (Getre idefeld ) in 

Richtung Ortslage Goddelsheim (Jul i  2023)  

Abb ildung 2 F otoaufnahme –  Aktuel le  Nutzung Plangebie t, Bl ick von Os ten (Ju l i  2023) 
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Bebauung an, diese ist  überwiegend durch die Wohnnutzung geprägt. Im Südosten befin-

den sich zusätzl ich zwei landwirtschaftl iche Betriebsstel len. Die Nebenerwerbsbetriebe be-

treiben aktuel l  Ackerbau und Pferdehaltung in  kleinerem Umfang (Auslauf auf der dem 

Plangebiet abgewandten Gebäudeseite) . Darüber hinaus findet keine Viehhaltung statt,  

perspektivisch ist zumindest für einen Betrieb die Aufgabe der l andwirtschaftl ichen Nut-

zung vorhersehbar.  Aufgrund der vorhandenen landwirtschaftl ichen Betriebsstätten sind 

Emissionen wie Gerüche, Staub und Schal l , auch aus der Pferdehaltung vorhanden.  

Angrenzende Verkehrswege dienen der Erschl ießung der bebauten Grund stücke sowie als  

landwirtschaftl iche Zufahrt in die angrenzende Feldflur, die verkehrl iche Nutzung der Stra-

ßen und die damit einhergehenden Emissionen sind  gering ausgeprägt.  

1.4.3  Planerische Ausgangslage 

Regionalplan Nordhessen 2009  

Der Gesamtraum der Bundesrepubl ik Deutschland und seine Tei lräume sind durch Raum-

ordnungspläne, durch raumordnerische Zusammenarbeit und durch Abstimmung raumbe-

deutsamer Planungen und Maßnahmen zu entwickeln, zu ordnen und zu sichern. 1 Hierfür 

hat die oberste Landesplanungsbehörde auf  Grundlage von § 4 HLPG den Regionalplan 

Nordhessen 2009 beschlossen.  

Baulei tpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen. Da-

bei unterscheidet das Raumordnungsgesetz in § 3 Abs. 1 ROG zwei verschiedene Arten 

von Festlegungen.  

Grundsätze der Raumordnung gem. § 3 Abs. 1 Nr.  3 ROG  

Die Beurtei lung der Grundsatzfestlegungen umfasst  gemäß § 3 Abs.  1 Nr.  3 ROG 

al lgemeine Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und  Sicherung des Raumes als  Vor-

gaben für nachfolgende Abwägungs- und  Ermessensentscheidungen.  Die Grunds-

ätze der Raumordnung sind in  sogenannten „ Vorbehaltsgebieten“ planzeichnerisch 

festgelegt. Ein „Vorbehaltsgebiet“ ist  ein Gebiet, welches bestimmten raumbedeut-

samen Funktionen oder Nutzungen vorbehalten bleiben sol l , dem bei der Abwägung 

mit konkurrie renden raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen besonderes Ge-

wicht beizumessen ist.  

Ziele der Raumordnung gem. § 3 Abs.  1 Nr. 2 ROG  

Zielfestlegungen sind gemäß § 3 Abs.  1 Nr.  2 ROG verbin dl iche Vorgaben in Form 

von räumlich und sachl ich bestimmbaren, vom Träger des Landes - oder der Regio-

nalplanung abschl ießend abgewogenen textl ichen oder zeichnerischen 

 
1 §  1  Auf ga be  u n d  L e i tvo rs te l lu n g  de r  R au m o rdnu n g  

De r  Ge sa m tra um  de r Bu n de sre pu b l i k  Deu tsch la n d  u n d  se in e Te i l rä u me  s in d du rch  Ra u m o rdnu n gsp lä ne ,  

du rch  ra u mo rdn e r i sch e  Z u sam m en a rbe i t  u n d  du rch  Abs t im m u n g ra u m be deu tsa m e r P la n u n ge n  u n d  

Ma ß na h me n z u  e n tw ick e ln , z u  o rdn en  un d  z u s ich e rn .  Da be i  s in d u n te rsch ie d l ich e An f o rde run gen  an  

de n  Ra u m au fe in an de r  a bz u s t im me n  u n d  d ie  au f  de r  j ewe i l ige n  P lan u n gse be ne  a uf t re te n de n  Kon f l i k te  

a u sz u g le iche n , Vo rso rge  fü r  e in z e lne  Nu tzu n gen  un d  Fu n k t io ne n de s  R a um s z u t re f fe n .  L e i tvo rs te l lu n g  

be i  de r  E r f ü l lu n g de r  Au f ga be  n a ch Absa tz  1  i s t  e in e n a chh a l t ige R au m en tw ick lu n g , d ie  d ie  so z ia le n 

u n d  w i r tsch a f t l i ch e n  An sprü ch e  a n de n R au m  m i t  se ine n  ö k o lo g isch en  Fu n k t io ne n in E in k lan g  b r in g t  

u n d  z u e in e r  da u e rh af te n , g ro ß räu m ig  a u sgew o ge ne n  O rdnu n g  m i t  g le ich we r t ige n  Le be n sv e rhä l tn i sse n  

in  de n Te i l rä um e n fü h r t .  D ie  E n tw ick lun g ,  O rdn un g  un d  S ich e run g  de r Te i l rä u me  so ll  s ich  in  d ie  

Ge ge be nh e i ten  un d  E rf o rde rn isse  de s  Ge sam tra u m s e inf ü ge n ;  d ie  En tw ick lu n g , O rdn u n g  u n d  S ich e run g  

de s  Ge sa m trau m s so l l  d ie  Ge ge be nh e i te n u n d E r fo rde rn isse  se in e r  Te i l rä u me  be rü ck s ich t ige n  

(Ge ge n s t ro m pr in z ip ) .  
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Festlegungen in  Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des 

Raumes. Ziele der Raumordnung sind gemäß § 4 Abs. 1 ROG bei raumbedeutsamen 

Planungen zu beachten. Die Ziele der Raumordnung sind in sogenannten „ Vorrang-

gebieten“ planzeichnerisch festgelegt. In dem „Vorranggebiet“ sind bestimmte 

raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen vorgesehen,  was andere raumbedeut-

same Funktionen oder Nutzungen in diesem Gebiet ausschl ießt, soweit diese mit 

den vorrangigen Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar sind. „Vorranggebiete“  

lösen nach § 1 Abs.  4 des Baugesetzbuches (BauGB) für die g emeindl iche Bauleit-

planung eine Anpassungspfl icht aus. 2 

 

Der Regionalplan 2009 legt für den Geltungsbereich ein " Vorbehaltsgebiet für Landwirt-

schaft" sowie tei lweise ein „Vorbehaltsgebiet  für Natur und Landschaft“  als auch ein  „Vor-

behaltsgebiet oberflächennaher Lagerstätten“  fest.  Vorranggebiete sind  nicht dargestel l t. 

Gleichwohl der Regionalplan in anderem Maßstab grundsätzl iche Aussagen tri f ft, lässt sich 

feststel len, dass die beabsichtigte Entwicklung nicht mit den Darstel lungen des Regional-

plans übereinstimmt. 

Im Regionalplan ist als Grundsatz zu „Vorbehaltsgebieten für Landwirtschaft“ u.a.  festge-

halten, dass eine Inanspruchnahme für Siedlungs - und Gewerbeflächen im Umfang bis zu 

5 ha im Zusammenhang mit der bebauten Ortslage unter Beachtung der Ziele der Raum-

ordnung zur Siedlungsentwicklung und dem Bruttowohnsiedlung sflächenbedarf zulässig ist.  

Landwirtschaftl iche Belange sind dabei besonders zu berücksichtigen.  

„Vorbehaltsgebiete oberflächennaher Lagerstätten “ sol len grundsätzl ich vor Inanspruch-

nahmen geschützt  werden, die einem zukünftigen Abbau entgegenstehen. Die Darstel lung  

deutet die Existenz  und Lage abbauwürdiger- und fähiger Lagerstät ten an.  Nördl ich des 

Plangebiets befindet sich in  etwa 700 Meter Entfernung ein  ehemaliger Steinbruch. Das 

Plangebiet selbst befindet  sich am Rand des gepuf ferten Vorbehaltsgebiet es rund um die  

ehemalige Abbaustel le. 

 
2 D ie  Bau le i tp lä ne s ind  den Z ie le n de r Rau mo rdn un g a nz u pa ssen .   

Abb ildung 3 D ars te l l ungen und F es tlegungen im Reg iona lplan Nordhessen  2009 
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In dargestel l ten „Vorbehaltsgebieten für Natur und Landschaft“ is t den Be langen von Natur 

und Landschaft in  der Abwägung mit  den überlagerten Kartendarstel lungen und  anderen 

Raumansprüchen besonderes Gewicht beizumesse n.  

Bei Verwirkl ichung der Planung geht  landwirtschaftl iche Nutzfläche verloren,  die Auswir-

kungen auf Natur und Landschaft  sind  vor dem Hintergrund der Flächencharakteristik als  

nicht erhebl ich einzustufen. Unter Berücksichtigung der geringen Flächengröße d es Be-

bauungsplans, dem Anschluss an die im Zusammenhang bebaute Ortslage und die nur 

randl iche Inanspruchnahme von Vorbehaltsflächen für Natur und Landschaft sowie ober-

flächennahe Lagerstätten is t  davon auszugehen,  dass eine  Verwi rkl ichung der Planung die 

Ziele des Regionalplans trotz der Konfl ikte nicht  wesentl ich beeinträchtigt.  

Flächennutzungsplan der Stadt Lichtenfels  

Im Flächennutzungsplan is t für das gesamte Gemeindegebiet die sich aus der beabsichtig-

ten städtebaul ichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den voraussehba-

ren Bedürfnissen der Stadt in den Grundzügen darzustel len. Bebauungspläne sind aus dem 

Flächennutzungsplan zu entwickeln.  

Der Flächennutzungsplan der Stadt Lichtenfels  (2005) stel l t die für die Bebauung vorgese-

henen Fläche als „Fläche für die Landwirtschaft“ dar, damit ist das Entwicklungsgebot für 

den Bebauungsplan verletzt.  Die Darstel lungen im Flächennutzungsplan der Stadt  Lichten-

fels sind paral lel  zur Aufstel lung des Bebauungsplanes zu ändern. Es ist  beabsichtigt, die 

„Fläche für die Landwirtschaft“ als „Wohnbaufläche“ darzustel len.  

 

1.4.4  Rechtliche Ausgangslage 

Schutzgebiete nach dem Naturschutzrecht  

Das Planungsgebiet befindet  sich im Naturpark  Kel lerwald -Edersee. Naturparke sind nach 

§ 27 BNatSchG geschützte Gebiete, die einheitl ich zu entwickelnde und zu pflegende, 

Abb ildung 4 Ausschnit t aus dem Flächennutzungsplan  der Stad t L ichtenfel s (2005) 
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großräumige Gebiete und auf überwiegender Fläche Landschafts- oder Naturschutzgebiete 

sind, eine große Arten - und Biotopenvielfalt und eine durch viel fältige Nutzungen geprägte  

Landschaft aufweisen.  

Aufgrund der kleinräumigen und ortsangrenzenden Lage des Plangebiets abseits von Land-

schafts-  und Naturschutzgebieten und die aussch l ießl ich landwirtschaftl iche Nutzung der 

Fläche wird die Umsetzung der Planung im Naturpark, der auch die bestehende Ortslage 

umfasst, nicht  als hinderl ich für dessen Zielsetzung erachtet.  

Weitere Schutzgebiete entsprechend des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) und des 

Hessischen Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) werden 

durch die geplante Aufstel lung und Änderung des Bauleitplanes nicht beeinträchtigt. Vo-

gelschutzgebiete gemäß europäischer Vogelschutz richtl inie sind kein Besta ndtei l  des 

räumlichen Geltungsbereichs und werden nicht beeinträchtigt . Dem Hessischen Natur-

schutzinformationssystem (Natureg -Viewer) sind keine relevanten Daten zu entnehmen.  

Dargestel l te Biotope befinden sich außerhalb des Geltungsbereiches.  

 

Schutzgebiete nach dem Wasserhaushaltsgesetz  

Das Plangebiet is t kein  Gegenstand eines gesetzl ich festgesetz ten T rinkwasser - oder Hei l-

quel lenschutzgebietes. Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Oberflächengewäs-

ser.  

Denkmalschutzrechtl iche Aspekte 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches befinden sich keine geschützten Natur -, Bau- 

oder Bodendenkmäler.  

1.4.5  Erläuterung der Planung 

Die Stadt Lichtenfels  beabsichtigt im Plangebiet ein „Al lgemeines Wohngebiet“  auszuwei-

sen, um das Angebot an verfügbaren Wohnbauflächen entsprechend der Nachfrage vor-

rangig für Einfamil ienhäuser zu erweitern. Die dafür ausgewählte  Fläche stel l t  aufgrund  

ihrer räumlichen Lage, der Vornutzung und der Verfügbarkeit die im Ortstei l  Goddelsheim 

bestgeeignete Fläche dar, um die Angebotsplanung umzusetzen.  Zusätzl ich sol l  ein 

Abb ildung 5 Ausschnit t aus dem Hessischen Naturschutzin formationssys tem (Natureg -Vie-

w er) , Stand Jul i  2023 

https://de.wikipedia.org/wiki/Landschaftsschutzgebiet
https://de.wikipedia.org/wiki/Naturschutzgebiet_(Deutschland)
https://de.wikipedia.org/wiki/Landschaft
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Angebot zur Erweiterung des Wohnungsbestand  durch Mietwohnungen geschaffen wer den. 

Die vorgesehenen Maße der baul ichen Nutzung orientieren sich an übl ichen Dimensionen 

für Einfamil ienhäuser und  sol len gemeinsam mit den weiteren Festsetzungen dazu dienen, 

eine effiziente Nutzung der Fläche sowie eine ausreichende Berücksichtigung der  Belange 

von Natur-, Umwelt- und  Landschaftsschutz  zu gewährleisten.   

1.4.6  Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrl iche Erschl ießung des Plangebietes sol l  vorrangig über die bestehende Er-

schl ießungsstraße „Hohler Weg“ erfolgen, über die auch nach Süden die Anbind ung an das 

übergeordnete  Straßennetz  gegeben ist.  Die Erschl ießung ist  für den motorisierten wie un-

motorisierten Verkehr auf gemeinsamen Straßen vorgesehen.  

Zur Binnenerschl ießung des Plangebietes ist eine vom „Hohlen Weg“ abzweigende Erschl ie-

ßungsstraße geplant, im Westen des Plangebietes kann diese durch den Anschluss an eine  

bisher als  Sackgasse ausgeprägte  Stichstraße mit  der südl ich verlaufenden Wohnstraße 

„Ginsterweg“  zu einer Ringstraße verbunden werden. Die Ringerschl ießung bietet  den Vor-

tei l , dass bspw. Müll - oder Lieferfahrzeuge das Gebiet  ohne zu wenden durchfahren kön-

nen, auch der „Ginsterweg“ is t dadurch nicht länger eine Sackgasse. Zusätzl icher Durch-

gangsverkehr ist darüber hinaus nicht zu erwarten,  der Verkehr ist auf den Quel l - und 

Zielverkehr der Wohngrundstücke begrenzt , baul iche Nutzungen, die größere Verkehrsauf-

kommen hervorrufen könnten sind nicht zulässig.  Von der entstehenden Ringstraße aus 

sind zwei weitere Stichstraßen erforderl ich, um den nördl ichsten Bereich des Planungsge-

bietes zu erschl ießen und dort Wohnbaugrundstücke herstel len zu können. Durch diese Art  

der Erschl ießung kann der dafür erforderl iche Flächenbedarf sowie die überflüssige  mehr-

seitige Erschl ießung von Grundstücken minimiert werden.  

Die Stadt Lichtenfels und der Ortstei l  Goddelsheim sind über Land- und  Kreisstraßen er-

schlossen, auf  diese Weise erfolgt  auch die Anbindung an das nächste  Mittelzentrum Kor-

bach und das überregionale Straßennetz .  Im öffentl ichen Personennahverkehr ist  die Kom-

mune durch Busl inien im Netz des Nordhessischen Verkehrsverbundes (NVV) angebunden. 

Die zum Plangebiet nächstgelegene Bushaltestel le „Lichtenfels-Goddelsheim Immighäuser 

Straße“  befindet sich südl ich in etwa 400 Meter fußläufiger Entfernung,  die hier verkeh-

rende Busl inie 502 schafft eine weitere Anbindung nach Korbach und  Frankenberg. Ein  

Anschluss an den schienengebundenen Personennahverkehr besteht  im Mittelzentren Kor-

bach sowie in der benachbarten Gemeinde Vöhl . 

1.4.7  Technische Erschließung 

Die Wasserversorgung sol l  durch Anschluss an das Wasservertei lungsnetz der Stadt Lich-

tenfels erfolgen.  Versorgungsleitungen sind innerhalb der Wegeparzel le des „Hohlen Wegs“  

vorhanden. Bei  der Erschl ießung des Plangebietes mit T rinkwasser w erden für den Brand-

schutz ausreichend d imensionierte Leitungen vorgesehen.  

Die Erschl ießung des Plangebietes mit Strom kann durch eine Netzerweiterung bzw. -ver-

stärkung erfolgen. Zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsinfrastruk tur 

ist die Verlegung neuer In frastruktur innerhalb d es Plangebietes erforderl ich.  
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Die Abfal lentsorgung hat gemäß den Bestimmungen der Abfal lsatzung der Stadt  Lichtenfels  

und der Abfal lentsorgungssatzung des Landkreises Waldeck -Frankenberg zu erfolgen.  Ge-

plante Stichstraßen sind nicht für das Wenden mit Mül l fahrzeugen dimensioniert, d ie im 

Holsystem eingesammelten Abfäl le müssen von den durch Stichstraßen erschlossenen 

Grundstücken an die durchgehende Ringstraße zur Abholung gebracht  werden. 

Die Entsorgung des Abwassers wird  gemäß § 4  der Entwässerungssatzung (EWS) der Stadt  

Lichtenfels durch den Anschluss an eine Abwassersammelanlage gewährleistet. Innerhalb  

des Plangebiets ist die Errichtung eines Kanalsystems erforderl ich .  

Das anfal lende Niederschlagswasser sol l  gemäß dem Hessischen Wassergesetz ortsnah 

verwerte t werden.  Hierfür hat  die Stadt  Lichtenfels  einen Versickerungsversuch durchfüh-

ren lassen.  Durch den Versuch kann bestätigt  werden, dass für die Versuchsfläche die 

Versickerungsfähigkeit  gegeben ist. Daher sind  im Plangebiet Sammelbehälter für anfal len-

des Dachflächenwasser zu errichten, Überschusswasser ist zu versickern.  Die Festsetzung  

einer Grundflächenzahl von 0,3 und die wasserdurchlässige Gestaltung der Oberflächen-

material ien von Stel lplätzen und Nebenanlagen sol l  einen Beitrag zur Vermeidung der Ver-

größerung des Niederschlagswasserabflusses leisten. Bei  Regenereign issen kann über-

schüssiges Niederschlagswasser über ein  Trennsystem, ausgehend von der Retentionszis-

terne, in die öffentl iche Regenwasserrigole  eingeleitet werden.   
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1.5 Begründung der Textfestsetzungen  

1.5.1  Bauplanungsrechtliche Festsetzungen  

Art  der baul ichen Nutzung  

Die für die Bebauung vorgesehenen Flächen werden nach der besonderen Art  der baul i-

chen Nutzung (Baugebiete) als „ Allgemeines Wohngebiet“ festgesetzt,  um den Wohnbe-

dürfnissen der Bevölkerung Rechnung zu tragen,  indem die wohnbaul iche Siedlungsent-

wicklung im Ortstei l  Goddelsheim unter Wahrung kommunaler und öffentl icher Interesse n 

gefördert wird.  

Die Stadt Lichtenfels beabsichtigt von der Möglichkeit  Gebrauch zu machen, einzelne al l-

gemein zulässige und ausnahmsweise zulässige baul iche Nutzungen nicht zuzulassen. So 

sol len die im Al lgemeinen Wohngebiet sonst  zulässigen Anlagen für kirchl iche, kulturel le, 

soziale, gesundheitl iche und sportl iche Zwecke hier nicht zulässig. Auch die sonst aus-

nahmsweise zulässigen nicht störenden Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen,  Gar-

tenbaubetriebe und Tankstel len sind expl izi t nicht  zulässig.  D er Grund  für den Ausschluss 

ist die Betonung der beabsichtigten Wohnnutzung.  Die nicht zulässigen Nutzungen, die mit  

(temporär) erhöhtem Zielverkehr verbunden sind, sol len zudem aufgrund der Ortsrandlagen 

und der nicht  für hohes Verkehrsaufkommen ausgelegten Planung ausgeschlossen werden.   

Maß der baul ichen Nutzung  

Überbaubare Grundstücksfläche 

Die Festsetzung zur überbaubaren Grundstücksfläche wird  auf  Grundlage des § 16 Abs. 3  

Nr. 1  BauNVO getrof fen. Der Gesetzestext erfordert bei Festsetzung des Maßes der baul i-

chen Nutzung im Bebauungsplan „stets“  eine Festsetzung der Grundflächenzahl oder der 

Größe der Grundflächen der baul ichen Anlagen (vgl.  auch OVG NW, U.v.  16.8.1995 -7a D 

154/94 – NVwZ 1996,923 = NWVBl. 1997,265). Die Grundflächenzahl gibt an,  wieviel 

Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche zulässig sin d. 

Durch die Festsetzung der Grundflächenzahl beabsichtigt die Stadt Lichtenfels der hervor-

gehobenen Bedeutung,  die diesem Maßbestimmungsfaktor für die geordnete städtebaul i-

che Entwicklung,  insbesondere unter dem verstärkt  zu berücksichtigen Belang des Bod en-

schutzes zukommt, Rechnung zu t ragen. Die Festsetzung wi rd in diesem Umfang getroffen,  

um sicherzustel len, dass eine übermäßige Nutzung zu  Lasten des Bodenschutzes, ausge-

schlossen wird. Gleichzeitig sol len die Anforderungen des § 19 Abs. 4 BauNVO berück-

s ichtigt werden, indem die Ermittlung des jewei l igen baugrundstücksbezogenen „ Summen-

maß“ ermöglicht wird. Die für die Ermittlung der Grundfläche maßgebende Fläche des Bau-

grundstücks wird durch das „Baugebiet“ bestimmt. Außerhalb dieser durch Planzeichnung 

festgesetzten „Baugebiete“ l iegende Flächen (hier ausschl ießl ich „Verkehrsflächen“) sind  

kein Bauland und daher nicht anzurechnen.  

Höhe baul icher Anlagen  

Die Festsetzung zur Höhe baul icher Anlagen wird auf Grundlage des § 16 Abs. 3 Nr. 1 

BauNVO getroffen.  Der Gesetzestext  erfordert  bei Festsetzung des Maßes der baul ichen 

Nutzung im Bebauungsplan eine  Festsetzung zur Höhe baul icher Anlagen bzw. der Zahl  der 
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Vollgeschosse, wenn ohne ihre Festsetzung öffentl iche Belange, insbesondere das Orts -  

und Landschaftsb i ld, beeinträchtigt werden können.  

Die Stadt Lichtenfels  hat  einen Verzicht auf  die Festsetzung zur Höhe baul icher Anlagen in  

pfl ichtgemäßer Ausübung ihres Planungsermessens geprüft.  Mit  dem Ergebnis, dass durch 

das Planvorhaben eine Einwirkungsmöglichkeit auf  das Landschaftsbi ld besteht,  ist  eine  

Festsetzung zu t reffen. Durch die Festsetzung zur Höhe baul icher Anlagen  bzw. der Zahl 

der Vol lgeschosse  sol len die Auswirkungen auf das Landschaftsbi ld  sowie auf al le  durch 

eine Höhenentwicklung berührten Belange begrenz t werden.  

Zur eindeutigen Festsetzung der Höhe baul icher Anlagen sind  gem.  § 18 Abs. 1  BauNVO 

die erforderl ichen Bezugspunkte zu bestimmen. Die Höhe wird in der Maßeinheit „ Meter 

(m)“ bestimmt.  

Als zulässige Gebäudehöhe gi l t das Maß zwischen der Bezugshöhe und dem höchsten 

Punkt der Dachhaut. Die Bezugshöhe als  unterer Bezugspunkt  wird durch die straßensei-

tige Geländehöhe in Gebäudemitte bestimmt.  Bei Gebäuden mit Flachdächern oder flach 

geneigten Dächern (bis 19  Prozent)  ist  die zulässige  Wandhöhe (WH) der l imitierende Fak-

tor für d ie maximal zulässige Höhe der baul ichen Anlagen. Das bedeutet, dass die Ober-

kante des Hauptgesimses der Wandhöhe entspricht, unabhängig davon,  ob es sich um ein  

Vol l - oder ein  Staf felgeschoss handelt.  

Auch haustechnische Aufbauten als untergeordnete Baute i le dürfen die festgesetzten Hö-

hen überschreiten (bis 1,5 Meter).  Die Bezugspunkte  werden in der Form getroffen,  um ein  

ortsübl ich verträgl iches Maß der baul ichen Nutzung sicherzustel len.  

1.5.2  Bauweise 

In der „of fenen Bauweise“ werden die Gebäude mit seitl ichem Grenzabstand als Einzelhäu-

ser,  Doppelhäuser oder Hausgruppen errichtet.  Die Länge dieser Hausformen darf höchs-

tens 50 Meter betragen.  

Durch die Festsetzung wird eine besondere Bestimmung für die Anordnung der Gebäude 

im Verhältnis zu den Nachbargrundstücken ermöglicht. Hierdurch sol l  das siedlungstypi-

sche Bi ld mit Gebäuden, welche einen seitl ichen Grenzabstand aufweisen und in  der Regel 

eine Länge von 50 Meter nicht  überschreiten, planungsrechtl ich gesichert  werden. Haus-

gruppen sind  im Plangebiet  al lgemein nicht  zulässig,  um das siedlungstypische Bi ld zu er-

halten. 

„Einzelhäuser“ sind al lseits  f reistehende Gebäude von höchsten 50 Meter Länge 

mit städtebaul ich gefordertem Abstand zu den seitl ichen und rückwärtigen Nach-

bargrenzen, deren Tiefe (Abstandsflächen) sich nach hessischer Bauordnung be-

misst. Die Zahl  der Vol lgeschosse is t ebenso unerhebl ich, wie die in  dem Haus  

enthaltenen Eigentumseinheiten bzw. Mietwohnungen.   

„Doppelhäuser“ sind zwei an einer (seitl ichen) Nachbargrenze aneinandergebaute, 

im Übrigen jedoch freistehende (Wohn -)Häuser.   
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1.5.3  Öffentliche Straßenverkehrsfläche  

Die Straßenverkehrsfläche wird als öffentl iche Straßenverkehrsfläche festgesetzt,  um die 

Erschl ießung der Baugebiete zu sichern.  

1.5.4  Versorgungsleitungen  

Die Festsetzung zur unteri rdischen Verlegung von notwendigen Versorgungsleitungen wird  

getroffen,  um die sichere und  optisch ansprechende Erdverlegung für al le Arten von Ver-

sorgungsleitungen zu gewährleisten.  

1.5.5  Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft  

Eine Festsetzung für die private  Außenbeleuchtung erfolgt,  da Lichtverschmutzungen Or-

ganismen in besiedelten Bereichen beeinträchtigen können. Vor al lem Insekten und Fleder-

mäuse, aber auch andere nachtaktive Tiere und ziehende Vöge l sind davon betrof fen. Für  

sie kann die Straßen- oder Grundstücksbeleuchtung eine Gefahr darstel l en. Zugvögel kön-

nen durch künstl iche Lichtquel len leicht die Orientierung verl ieren.  Die Verwendung ent-

sprechender Beleuchtungseinrichtungen mit starker Boden ausrichtung und geringer Sei -

tenstrahlung und geeigneten Leuchtmitteln  kann diese  negativen Wirkungen deutl ich ver-

ringern.  

Das Verbot,  Bäume,  Gebüsche und  andere Gehölze  innerhalb der Zeit  vom 01. März  bis 

zum 30. September zu schneiden, auf  Stock zu setzen  oder zu beseitigen, wird durch text-

l iche Festsetzung gesichert, um die Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes durch den 

Bebauungsplan zu bekräftigen. Gleichzeitig sol l  durch die Ergänzung der gesetzl ichen Vor-

gaben durch die Festsetzung zum Erhalt vorhande ner Gehölzstrukturen d ie Voraussetzung 

für die dauerhafte  Erhaltung wertvol ler Bäume bzw. Gehölze und  ihrer besonderen Funkti-

onen als  Gerüst  des Biotopverbundes sowie als  Nahrungs - und Lebensraum insbesondere  

für zahlreiche Insekten,  Kleinsäuger und  Vogela rten an den vorhandenen Standorten ge-

schaffen werden.  

Die Festsetzung zum wasser - und luftdurchlässigen Aufbau von Stel lplätzen und Nebenan-

lagen wird getrof fen, um eine Vol lversiegelung von nicht überbauten Grundstücksbereichen 

zu verhindern. Die Durchlässigkeit trägt  dazu bei, dass der Verlust  von Bodenfunktionen 

durch Nebenanlagen gedämpft wird und die Grundwasserneubi ldung nicht vol ls tändig be-

schnitten wird.  

Stein- und  Kiesbeete sowie Schottergärten und Fol ienabdeckungen haben wenig bis keine  

Funktion als Biotope, sie verhindern tei lweise die Versickerung von Niederschlagswasser 

und verstärken die Erhitzung von Flächen bei Sonneneinstrahlung. Es handelt sich bei die-

ser Art  der Gestaltung des Freiraums um eine städtebaul ich und ökologisch unerwünschte  

und bedenkl iche Entwicklung der Versiegelung nutzbarer Freiräume. Um naturnahe und  für 

Biotope geeignete  Grundstücksfreiflächen zu gewährleisten ,  werden die genannten Formen 

der Freiflächengestaltung ausgeschlossen.  

Durch die Regelung zu Sammelbehältern für Dachflächenwasser sol l  eine ortsnahe Verwer-

tung bzw. Versickerung von Niederschlagsabwasser am Ort  der Entstehung entsprechend  
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§ 37 Abs. 4 Hessisches Wassergesetz gefördert werden. Die Festsetzung wird getroffen,  

um Abwasseranlagen zu entlasten und Überschwemmungsgefahren aufgrund fehlender 

Versickerungsmöglichkeiten zu vermeiden. 

Oberboden ist aufgrund seiner besonderen Eigenschaften durch § 202 BauGB geschütz t,  

die entsprechende Festsetzung unterstütz t dieses Schutzziel im Bebauungsplan, um den 

wertvol len Boden zu erhalten.  Ebenfal ls wird die stoffl iche Verwertung von anderem Bo-

denaushub entsprechend § 6 Kre islaufwirtschaftsgesetz in den Plan aufgenommen.  

1.5.6  Gebiete, in denen bei der Errichtung von Gebäuden bestimmte 

bauliche und sonst . techn. Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung 

oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren 

Energien getroffen werden müssen 

Die Stadt Lichtenfels  unterstützt  die Nutzung solarer Strahlungsenergie  zur Gewinnung von  

Wärme und Strom innerhalb der Kommune. Um durch diese Art der Energienutzung einen 

Beitrag zu r Energieef fizienz und zum Kl imaschutz zu leisten und den Energiebedarf von  

Neubauten so gering wie möglich zu halten wird in diesem Bebauungsplan festgesetzt,  dass 

mindestens 50 Prozent  der nutzbaren Dachfläche von Gebäuden mit  entsprechenden An-

lagen belegt werden müssen.  

1.5.7  Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen 

Die Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

werden festgesetzt, um eine  Ortsrandbegrünung planungsrechtl ich zu sichern. Die Art  der 

Bepflanzung wird in d ieser Form festgesetzt, um eine wirksame Ortsrandeingrünung zu 

erzielen.  

1.5.8  Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen  

Die Flächen für Aufschüttungen und  Abgrabungen werden in der Form festgesetzt,  um die 

Grundstücke vor potentiel l  aufkommenden Hangwasser zu sc hützen. Gleichzeitig wird 

durch die Festsetzung ein Bereich definiert,  in dem der anfal lende  Oberboden aus den 

öffentl ichen Straßenverkehrsflächen verwertet werden kann.  

1.6 Bauordnungsrechtliche Festsetzung 

1.6.1  Begrünung von baulichen Anlagen und Nutzung, Gestaltung und 

Bepflanzung von Grundstücksfreif lächen  

Die Festsetzungen zur Bepflanzung der privaten Grünfläche, wird auf Grundlage von § 91 

Abs. 3  i .V.m. § 1  Nr.  5 Hessische Bauordnung (HBO) getroffen.  Demnach können Gemein-

den durch Satzung Vorschri ften über die Nutzung,  Gestaltung und  Bepflanzung der Grund-

stücksfreiflächen erlassen.  
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Durch die Festsetzungen zur Nutzung,  Gestaltung und Bepflanzung der Grundstücksfrei -

flächen sol len Lebensräume für Flora  und Fauna erweitert  bzw. ergänzt  und ein Beitrag zur 

Erhöhung der Biodiversitä t geleistet werden  und gleichzeitig der Ortsrand arrondiert  wer-

den. Bäume und  Sträucher t ragen durch ihre  Größe und Volumen in  besonderem Maße zu  

den Zielen bei, deshalb sind Festsetzungen zu ihrer Anpflanzung aufgenommen.  

Die Festsetzung zur Begrünung eines bestimmten Antei ls  der Grundstücksflächen mit  

Sträuchern und Bäumen dient der Gl iederung des Landschafts - und Ortsbi ldes sowie der 

Bereicherung der Biotopstrukturen innerhalb von Baugebieten. Das Anpflanzungsgebot für 

Bäume sichern – in  Abstimmung der Grundstücksgröße –  den Antei l  gestal terisch und klein-

kl imatisch wirksamer Bepflanzung, die Lebens - und Nahrungsräume Insekten und Vögel 

bietet. Der festgesetzte  Mindestantei l  von Vegetationsstrukturen mit Bäumen und Sträu-

chern sol l  die örtl ichen Kl imaverhältnisse positi v beeinflussen, indem Temperaturextreme 

durch eine Vegetationsbedeckung gemildert, Stäube und Schadstoffe ausgekämmt werden 

und der Wasserabfluss zeitverzögert wird. Durch eine geringere Verdunstung werden im 

Zusammenhang mi t der Beschattung ausgegl ichenere Temperaturverhältnisse bewirkt und 

Aufheizeffekte versiegelter Flächen gemindert. Zudem sol l  die Bepflanzung Sauerstoff  pro-

duzieren und gleichzeitig Kohlenstoffdioxid binden. Die strukturbi ldenden Anpflanzungen 

sol len das Erscheinungsbi ld des Baugebietes bereichern und die Einbindung in  das Umfeld. 

Die Anpflanzungen sol len zur Gestaltung und Qual ität des Wohnumfeldes beitragen.  

Die Festsetzung zur P flanzung eines Baumes im Vorgartenbereich sol l  zu einem durch Gär-

ten und Bepflanzung geprägtem Straßenbi ld beitragen. Durch Anpflanzungen im Vorgar-

tenbereich sol len durch die Beschattung ausgegl ichenere Temperaturverhältnisse im Stra-

ßenraum erzielt und Aufheizeffekte versiegelter Flächen gemindert werden.  

Die Festsetzung zur Verwendung von einheimischen und standortgerechten Arten wird ge-

trof fen, da  eine auf  die örtl ichen Standortbedingungen abgestimmte Auswahl einheimischer 

Arten die Voraussetzung für die dauerhafte  Be - bzw. Durchgrünung des Raumes mit einem 

Gerüst  naturnaher Gehölzstrukturen,  das Lebensräume für eine große Anzahl heimischer 

Tierarten bietet, ist. Die Verwendung standortgerechter einheimischer Arten wird weiter 

festgesetzt, damit sich Anpflanzungen mit  geringem Pflegeaufwand optimal entwickeln und 

Nahrungsgrundlage sowie Lebensräume für die heimische Tierwelt bieten.  Weiterhin  dient  

die Verwendung einheimischer Arten der langfris tigen Erhaltung des gebietstypischen Cha-

rakters der vorhandenen Vegetation.  Die Festsetzungen entsprechender Pflanzgrößen bei 

Jungbäumen sol len bereits  in  kurzer Zeit  die Entwicklung ökologisch und  visuel l  wirksamer 

Freiraumstrukturen für eine att raktive  Begrünung des Wohngebietes  sicherstel len. Zudem 

ist zu erwarten, dass bei Bäumen mit größeren Stammumfängen geringere  Beschädigungen 

durch Zerstörung auftreten.  Die Festsetzung sol l  die Entwicklung kl imatisch wirksamen 

Grünvolumens bereits kurz - bis mittel fris tig sicherstel len und bereits  nach kurzer Entwick-

lungszeit eine att raktive  Durchgrünung/Eingrünung des Wohngebietes ermöglichen. 

Durch die Begrünung von Dachflächen können positive Auswirkungen auf die Umwelt, Luft -  

und Lebensqual i tät sowie eine Minderung von Luftschadstof fen mittels t rockener Deposi-

tion erzielt werden. Durch d ie begrünten Dachflächen sol len die vorhandenen benachbar-

ten Lebensräume für Flora und Fauna erweitert bzw. ergänzt  und ein Beitrag zur Erhöhung 

der Biodiversität geleistet werden. Die Festsetzungen zur Begrünung der Dachflächen er-

zielen eine passive Niederschlagsrückhaltungen und bewirken zeitgleich eine 
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Abflussverzögerung.  Zusätzl ich kann zwischengespeichertes Wasser zeitverzögert  ver-

dunsten, sodass weitere positive  Auswirkungen auf das Mikrokl ima zu erwarten sind.  

Die Festsetzung zur Begrünung von Fassa den von fensterlosen Nebenanlagen sind zu be-

grünen,  um eine wirkungsvol le Maßnahme zur gestalterischen Aufwertung von Nebenanla-

gen mit einem hohen Antei l  geschlossener,  ungegl iederter Fassadenelemente zu erzielen. 

Der festgesetzte  Pflanzabstand sol l  sicherstel len, dass sich bereits  nach kurzer Zeit die  

Entwicklung ökologisch und  gestalterisch wirksamer Grünstrukturen einstel l t.  Die Begrü-

nung geeigneter Bautei le sol l  gestalte risch wirkungsvol les Grünvolumen schaffen und einen 

Beitrag zur Einbindung der Bebauung in das Umfeld schaffen.   

1.6.2  Gestaltung von Einfriedungen  

Die Festsetzungen zur Beschränkung von Werbeanlagen werden auf  Grundlage von § 91  

Abs. 3  i .V.m. § 1  Nr.  3 Hessische Bauordnung (HBO) getroffen.  Demnach können Gemein-

den durch Satzung Vorschri f ten  zur Gestaltung von Einfriedungen erlassen. 

Die Festsetzungen werden hier einschränkend getrof fen,  um einerseits d ie Sicherheit und 

Leichtigkeit des Verkehrs auf den angrenzenden Erschl ießungsstraßen, i nsbesondere hin-

sichtl ich der Sichtbeziehungen bei  Ein - und  Ausfahrten,  zu gewährleisten und andererseits  

den nachbarschaftl ichen Schutz vor zu hohen Einfriedungen mit bedrängender Wirkung zu 

sichern. 

2 Städtebauliche Eingriffsregelung 

Die Bewertung des zu erbringenden Ausgleichs erfolgt verbal -argumentativ, wobei eine 

standardisierte Bewertungsmethode als Hi l fsmittel  herangezogen wird, um den „Bio-

topwert“ zu erfassen und darüber hinaus die Bedeutung bestimmter Formen der Bodennut-

zung für Flora und Fauna abzuleiten. Das Heranziehen einer mathematischen Bewertungs-

methode stel l t ein geeignetes Hi l fsmittel  zur annäherungsweisen Quanti fizierung der Be-

einträchtigung und ihres Ausgleichs dar. Als  Grundlage für die  Anwendung der 

Eingri f fsregelung wird  daher die „Verordnung über die Durchführung von Kompensations-

maßnahmen, das Führen von Ökokonten, deren Handelbarkeit und  die Festsetzung von 

Ersatzzahlungen (Kompensationsverordnung KV)“ vom 26. Oktober 2018  herangezogen.  

Die Kompensationsverordnung legt  in Anlage  3 Nutzungstypen fest,  auf deren Grundlage 

das Eingri ffsgebiet zu bewerten is t.  

Der räumliche Geltungsbereich definiert  das Eingri f fsgebiet. Die Flächen sind aufgrund der 

bisherigen Nutzung strukturreicher. Es befinden sich mit Ausnahme des Streuobstbesta n-

des keine besonderen Nutzungsstrukturen oder gesetzl ich geschützte Biotope innerhalb 

des räumlichen Geltungsbereiches.  

 

Typ-Nr.  Res t-

rik t io -

nen 

Sta nda rd -Nutzungs typ  Gese tz l ich ge-

schützte s B io to p  

WP je  qm  
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09.1 51   A r tena rme Fe ld -, We g- un d W iesen säume f ri -

scher Stando r te, l inea r Gräser un d Kräu ter ,  

ke ine Gehö lze  

 

 29  

10 .510   Seh r s tark o der vö ll i g vers iege l te  Flä chen  (Ort -

beton , Aspha lt ),  Mül l -De pon ie  in Bet r ieb  ode r  

n icht a bgede ck t, un beg rün te Ke l ler , Funda -

mente e tc .  

  

11 .191   Acker , in ten siv  genu tz t  16  

 
 

Tabelle 1: Nutzungstypen im Bes tand  

 

 

Nutzungs typ na ch Anla ge 3 KV  BWP/m ²  Flä che je  Nu tzun gs typ 

in m ²  

Bio to pwer t  

Typ-Nr.  Beze ichnu ng   vorher  nachhe r  vorher  nachhe r  

Bes tand  
       

02.400  Neuanpf lanzu ng von He -

cken/Ge bü sche n (he i-

misch , s tan do rtgere ch t, 

nur Außenbe re ich ), Neu -

anlage von Fe ldgehö lzen  

mit  geb ie tse igenen  Ge -

hölzen , m inde sten s dre i - 

re ih ig , m inde s tens 5 m 

bre it  

27  0  438  0  - 11. 826  

09 .151  Ar tena rme Fe ld -, Weg - 

un d W ie sensäu me f r i -

scher Standor te, l inear 

Gräse r un d Kräu ter , 

ke ine Gehö lze  

29  33  0  957  0  

10 .510  Seh r s ta rk o der vö l l i g 

vers iege l te  Flä chen  (Or t-

beton , Asphal t ),  Mül l -De -

ponie  in Bet r ieb o der  

n icht a bge deckt , unbe -

grün te Ke l le r, Fu nda -

mente e tc .  

3  534  5 984  1.602  - 17. 952  

10 .530  Scho tte r -, Kie s - u. San d-

f läche n, -wege, -p lä tze 

o der a nde re wasser -

durch lä ss ige F lä chen be-

fe st igu ng sowie ve rsie -

ge l te  F lächen, deren 

Wassera bf luss gezie l t 

vers icker t w ird ink l.  

Gle isanla gen im Sch ot -

terbet t  

6  0  1 921  0  - 11.526  

10 .710  Da chf lä che e x tens iv  be -

g rün t;  begrünte Fun da -

mente  

ohne Pf lege, Suk zess ion  

19  0  245  0  - 4 .655  

11 .191  Acker , in ten siv  genu tz t 16  14 505  0  232.080  0  

11 .222  Gä rtne r isch gepf leg te 

Anla ge im be sie de lten 

Be re ich, a rte n- un d 

s t ruk tu ra rme Hau sgär ten   

20  0  6 484   - 129 .680  

SUMME   15 072  15 072  234. 639  - 175 639  

 

 

Übe rsch i rmende Flä chen un d Zu sa tzbewe rtungen  
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04.110  E inze lbau m  e inhe imisch , 

stan do rtge rech t, Obs t-

baum  

34  0  156  0  - 5 304  

       

SUMME     0  - 5 .304  

       

BIO TO PWER TDIFF ERE NZ 53 696 

 

Tabelle 2:  Biotopwertermit tl ung in Anlehnung an die Hess ische Kompensationsverordnung  

Das verbleibende Defizit in Höhe von 53.696 Biotopwertpunkten kann durch eine aner-

kannte vorlaufende Ersatzmaßnahme ausgegl ichen werden . Demnach wird eine Ersatzmaß-

nahme in der Gemarkung Goddelsheim, Flur 11,  Flurstück 6/1 als  Ökokontomaßnahme Be-

standtei l  des Bauleitplanverfahrens.  Kurz- bis mittel f ristig sol l  durch die Maßnahme eine 

dauerhafte extensive  Grünlandnutzung entwickelt werden. So kann unter Düngeverzicht  

ein wertvol ler, die Landschaft  prägender Grünlandkomplex entste hen.  Die räumlich zuge-

ordnete Fläche besitzt eine Größe von 7.670 Quadratmeter. Dies entspricht einem Bio-

topwert von 53.690 Biotopwertpunkten.  

Die Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege  werden 

durch den Ausgle ich des Eingri ffes in Natur und Landschaft  vol lumfängl i ch berücksichtigt.  
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3 Umweltbericht 

3.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele 

des Bauleitplans 

Die Stadt Lichtenfels beabsichtigt eine landwirtschaftl ich genutzte  Fläche im räumlichen 

Kontext bestehender Baustrukturen  für die wohnbaul iche Stadterweiterung in Anspruch zu 

nehmen. Hierfür sol len die Darstel lungen des Flächennutzungsplanes geändert und der 

Bebauungsplan Nr. 8 „Über dem Herrengarten“  aufgestel l t werden . Der räumliche Gel-

tungsbereich befindet sich im Stadttei l  Goddelsheim, nördl ich der vergangenen Stadter-

weiterungen. Die Stadt Lichtenfels beabsichtigt die verfahrensgegenständl ichen Flächen 

als „Allgemeines Wohngebiet“ festzusetzen, um den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung,  

insbesondere auch von Famil ien mit mehreren Kindern, die Schaffung und Erhaltung sozial 

stabi ler Bewohnerstrukturen und die Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung,  

Rechnung zu t ragen.  

3.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und 

Fachplänen festgelegten Ziele des Umweltschutzes  

Bei der Aufstel lung der Bauleitpläne sind gem. § 1 Abs. 6 BauGB insbesondere die Belange 

des Umweltschutzes, einschl ießl ich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, zu be-

rücksichtigen. Hierzu zählen gem. § 1 Absatz  6 Nr. 7  BauGB insbesondere  

a)  die Auswirkungen auf  Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Kl ima und das 

Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt,  

b)  die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000 -Gebiete im Sinne des 

Bundesnaturschutzgesetzes,  

c)  umweltbezogene Auswirkungen auf  den Menschen und seine Gesundhe it sowie die 

Bevölkerung insgesamt,   

d)  umweltbezogene Auswirkungen auf  Kulturgüter und  sonstige Sachgüter,   

e)  die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit  Abfäl len und 

Abwässern,  

f)   die Nutzung erneuerbarer Energien sowie  die sparsame und ef fiziente Nutzung von 

Energie,  

g)   die Darstel lungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen,  insbeson-

dere des Wasser-,  Abfal l - und Immissionsschutz rechts,  

h)  die Erhaltung der bestmöglichen Luftqual i tät in  Gebieten, in  denen die  durch Rechts -

verordnung zur Erfül lung von Rechtsakten der Europäischen Union festge legten Im -

missionsgrenzwerte  nicht überschritten werden,  

i)  die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltsc hutzes nach 

den Buchstaben a bis d,  

j) unbeschadet des § 50 Satz  1  des Bundes -Immissionsschutzgesetzes,  die Auswirkun-

gen, die aufgrund  der Anfäl l igkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen 
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Vorhaben für schwere Unfäl le oder Katastrophen zu erwarten sind, auf  die Belange 

nach den Buchstaben a bis d und i .   

Durch die Umweltprüfung werden die auf Grundlage der Anlage 1 zum Baugesetzbuch er-

hebl ichen Umweltauswirkungen ermittelt und in dem vorl iegenden Umweltbericht beschrie-

ben und bewertet. Der Umweltbericht bi ld et einen gesonderten Tei l  der Begründung.  Das 

Ergebnis der Umweltprüfung ist  gem. § 2 Abs.  4 Satz 4 BauGB in der Abwägung zu berück-

sichtigen. 

Für die abzuhandelnden Schutzgüter sind die jewei l igen Fachgesetze, in  denen die al lge-

meinen (nicht abschl ießenden) Grundsätze und Ziele definiert  werden, von Bedeutung.   

Tabe lle  1 –  Rech t li che Grund lage n  

Schutzgut  Fachgesetz  Grundsätze und Z iela ussagen  

 

 

 

Boden  

Baugesetzbuch  

[BauGB] 

Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden durch Wie-

dernutzbarmac hung v on Fläc hen,  Nac hverd ic htung und I nne nentw ick-

lung zur Ve rr i ngerung zus ätz l ic her I nanspr uchnahme von Böde n (Bo-

denschutz klaus el) .  

Bundesboden-

schutzgesetz  

[BBodSchG] 

Nachhal t ige Siche rung oder Wi ederhers tel lung  der Funkt ionen des Bo-

dens.  Schäd l ic he Bodenver änderungen abzuwehren,  der Boden und 

A lt laste n sowi e hie rdurch v erurs achte Gewäss erver unr ein igungen zu  

sanier en und Vors orge gegen nach tei l ige E inwi rkungen a uf de n B oden  

zu treffe n.  Bei Einwir kunge n auf den Boden sol le n Beeintr ächt igungen  

seiner nat ür l iche n Funkti one n sowie seiner Funk tion als  Archiv der Na-

tur-  und Kul turgesc hich te so weit  w i e mög lic h vermiede n werden.   

 

 

 

 

 

F läc he 

Baugesetzbuch 

[BauGB] 

Mit Grund und  Boden sol l  sparsam und schone nd umgegangen werden;  

dabei s ind  zur Verr inger ung der zusätz l ichen Ina nspruchnahm e von  

Flächen für baul ic he Nutzunge n d ie Mög lic hke ite n der Entwic klung der 

Gemeinde i nsbesondere durc h W iedernutzbarmac hung v on Fläc hen,  

Nachverd ich tung und andere Maßnahmen zu r Innene ntwic klung zu nut-

zen sowie Bode nvers i egelungen a uf das notwe nd ige Maß z u begrenzen.  

Landwirtsc ha ft l ich,  als  Wald  oder für Wohnzwecke genu tz te Fläc hen  

sol le n nur im notwe nd igen Umfa ng umgenutz t werde n.  

Bundesnat ur-

schutzgesetz  

[BNatSchG] 

Großf läch ige,  weitge hend unzerschnit tene  Landsc haf tsräum e s i nd  vor  

weitere r Zersc hne idung zu bewahre n.  D ie erneute I nanspr uchnahme  

bereits  bebauter F lächen sowie d ie Bebauung unbebau ter Flä chen im  

bep lante n und unbep la nten  Innenbere ich,  s owei t s ie nic ht für Gr ün flä-

chen vorgese hen s ind,  hat Vorra ng vor der Inanspruchnahme von Frei-

f läc hen im Außenbere ich.  Verkehrswege,  Energ iel eit ungen und ähn l i-

che Vor haben s ol len landschaftsge recht  geführt,  ges talt et und gebün-

delt  werden.  

 

 

Wasser 

 

Wasserhaushalts-

gesetz  [WHG] 

Sicher ung der Gewässer als  Bestandtei l  des Naturha usha ltes und als  

Lebensra um für T iere und Pflanze n und deren Bewirtschaf tung zum 

Wohl der A l lgemei nhe it  und zur Unter lass ung vermeidbar er Beeintr äch-

t igung ihr er ökol og ische n Funkt ionen.   

Hessische Was-

sergesetz  [HWG] 

Schutz  der Gewässer vor vermeidbaren Beeinträc htigungen und d ie 

sparsame Ver-we ndung des Wasse rs sowi e d ie Bewirtsc ha ftung von  

Gewässern zum Woh l der A l lgemei nhe it.   

 

L uf t,  

K l ima 

 

Bundesimmiss i -

onsschutzgesetz   

[B ImSchG] 

Schutz  des Mensc hen,  der T ier e und Pfl anzen,  des Bodens,  des Was-

sers,  der Atmosphä re sowi e der Ku ltur -  und Sac hgüter vor sc häd l ic hen  

Umwelteinw irkungen ( I mmiss i one n) sowi e Vorbeugung hins icht l ich des  

Entste hens von Immiss ionen (Gefahre n,  erheb l iche Nachte i le und Be-

läst igungen durc h Lu ftv erunrei nigung,  Geräusc he,  Ers chü tter ungen,  

Licht,  Wärme, Stra hle n und ähnl ic hen E rschei nungen).   

 

 

 

 

Baugesetzbuch 

[BauGB] 

Bei der Aufste l lung  von Baul eitp l äne n s ind  insbes onder e d ie Belange  

des Umweltschutzes,  einsc hl ie ßl ic h des Naturhaus halt es und der Land-

schaftsp flege insbes ondere d ie Auswirkungen au f T iere,  P fla nzen,  Bo-

den,  Wasser,  K l ima und das Wi rkungsgefüge zwischen ihnen s owie d ie  

Landscha ft und d ie b iolog ische  Vie lf alt ,  d ie E rha ltungsz iele und der 

Schutzzweck der Geb iete von gem einsc ha ft l icher  Bedeutung und der  

Europä ische n Vogelsc hutzgeb ie te,  sow ie d ie Ve rmeidung und der  
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P f lanze n,  

T ie re,  

B io log isc he  

V i el falt  

 

Ausg leich vo raussi cht l ich er heb l i cher Beei nträ cht igungen des Land-

schaftsb i ldes sowi e der Leist ungs- und Funkti ons fäh igkei t  des Natur-

haushaltes v on se ine n in § 1 ,  Absatz  6  Nr.  7a bezeichnete n Bestand-

tei le n (E ingr i ffs regelung des Bundesnat urschutzgesetzes) zu ber ück-

s icht ige n.  

Bundesnat ur-

schutzgesetz  

[BNatSchG] 

Natur und Landsc haf t s ind  au fgrund  ihr es eigene n Wert es und als  Le-

bensgrund lage des Mensc hen auc h in Veran twor tung künf t iger Gene-

rat i onen  im besi edelte n und unbesi edelt en Bere iche n zu schützen,  zu  

p flegen,  zu e ntwic kel n und sow eit e rforderl ich wi ederhe rzustel len,  dass  

d ie Leist ungs- und Fu nkt ionsfä higke it  des Nat urha usha ltes,  d i e Rege-

nerat ions fä higke it  und d ie nac hha lt ige Nu tzungsfä higke it  der Nat urgü-

ter,  d ie T ier und Pflanze nwelt e insch l ie ßl ic h ihr er Lebenss tätt en und 

Lebensrä ume, sowie d ie V iel fal t ,  Eigena rt und Schönhei t,  sowie der der 

Erho lungswer t von Nat ur und La ndschaf t au f Dauer gesichert s i nd  

FFH- und Vogel-

schutz r ic ht l ini e  

Schutz  und E rha ltung der nat ür l ichen Lebensr äume s owie der wi ld le-

benden T iere und Pfl anzen von gemeinschaf t l ic her Bedeutung zur S i-

cherste l lung  einer b io log ischen Viel fal t  und insbesondere d ie Erha ltung 

wi ld lebender Voge lart en.  

 

L andscha ft  

 

Baugesetzbuch 

[BauGB] 

Vermeidung/Ausg le ich v ora ussich t l ic h er heb l ic her Beei ntr ächt igungen  

des Landschaf tsb i ldes sowie der Le istungs - und Funkti ons fäh igkei t  des 

Naturha usha ltes.  

 

 

 

Mensch 

 

 

Baugesetzbuch 

[BauGB] 

Berücksic ht igung der Belange des Umweltschutzes bei der Aufstel lung  

der Bauleit -p l äne,  i nsbesonde re d ie Verme idung von Em iss i onen.  

Bundesimmiss i -

onsschutzgesetz   

[B ImSchG] 

Schutz  des Mensc hen,  der T ier e und Pfl anzen,  des Bodens,  des Was-

sers,  der Atmosphä re sowi e der Ku ltur -  und Sac hgüter vor sc häd l ic hen  

Umwelteinw irkungen ( I mmiss i one n) sowi e Vorbeugung hins icht l ich des  

Entste hens von Immiss ionen (Gefahre n,  erheb l iche Nachte i le und Be-

läst igungen durc h Lu ftv erunrei nigung,  Geräusc he,  Ers chü tter ungen,  

Licht,  Wärme, Stra hle n und ähnl ic hen E rschei nungen).  

 

Ku ltu r-  und  

Sac hgüter  

 

 

Bundesnat ur-

schutzgesetz  

[BNatSchG] 

Natur la ndscha fte n und histor isch gewachsene Kultu r landsc haf ten,  

auch mit ihre n Kult ur - ,  Bau- und Bodendenkmä ler n s ind  vor Ve runs tal-

tung,  Zers iedel ung und sonst igen Beei nträc htigungen zu bewahre n.  

Hessisches Denk-

malschu tzgesetz  

[HDSchG] 

Kulturde nkm äler a ls  Quel l en und Zeugn isse me nschl iche r Geschic hte  

und En twick lung zu sc hü tzen und zu er halt en s owie dar auf  hi nzuwir ken,  

dass s ie in d ie städtebaul iche En twick lung,  Raumordnung und den Er-

halt  der h istor isch gewachse nen Ku ltu r la ndscha ft einbezoge n werden.  

 

Tabe lle  2 –  Fa ch pla nungen  

Fachp la nungen  Grundsätze und Z iela ussagen  

Reg ionalp la n Nordhess en 2009 Der Reg ionalp la n 2009 leg t für den Geltungsbere ich ei n " Vorbehaltsge-

b iet für d ie L andwirts cha ft "  fes t.   

F läc hennutzungsp lan der Stadt Lich-

t enfels  

Der Fläc hennutzungsp lan der Stadt L icht en fels  st el l t  fü r d ie ver fah rens-

gegenständ l i chen Fläc hen „ Fläc hen für d ie La ndwirtsc haf t “ dar.   

 

Aussage n aus dem int egrier ten Land-

schaf tsp lan 

Keine  

L andscha ftsr ahme nplan 2000 Keine  
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3.2.1  Berücksichtigung der Auswirkungen  

Auf die Schutzgüter Pflanzen, Tiere und  biologische Vielfalt  

Bestandsaufnahme  

Vegetation: Das Plangeb ie t ist eine Acker fl äche, die einer in tensiven 

Bewir tschaftung unterl i egt . Nur der Randbereich der bes te-

henden Erschließungsstraße unterl ieg t einer anderen Nut-

zung.  

Gehölzs trukturen sind n icht vorhanden, die Ackerfl äche war 

bei Begehung im Juli 2023 mit Getreide bes tanden. Acker-

beglei tf lora war nur in sehr geringem Maße festzus t el len,  

nennenswerte Saums trukturen am Feld - oder Wegrand wa-

ren nicht fes tzustel l en.  

Amphibien: Die Eigenschaften des Hab itats von Amphibien reichen von 

geschlossenen, wald igen Lebensräumen bis zu of fenen, ve-

getationsarmen Landschaften in den ers ten Sukzessions -

stadien. Die Habitate bestehen zumeist aus zwei nahe bei -

einander l i egenden Biotoptypen: einem aquat ischen (La ich-

gewässer) und einem terres trischen (Landhabi ta t) Habi ta t.  

Innerha lb des räumlichen Gel tungsbere iches sind keine 

Laichgew ässer vorhanden. Aufgrund fehlender Sti l lgewäs -

ser ist anzunehmen, dass der räuml iche Geltungsbereich 

kein terrest risches Habi ta t von Amphib ien dars te l lt.   

Repti l ien : Die Habitate von Rep ti l i en s ind auf bestimmte Lebens raum-

typen beschränkt. Neben strukturier ten Hängen, Heiden 

und Wiesen sind Ton -, Sand - und K iesg ruben, Felsen und  

Ste inb rüche, Hangmauern, Ruderals tel len und - flächen so-

wie Feuchtgebiete Lebens räume, in denen Rep ti l i en zu er-

warten sind.  

Aufgrund  der ör tl ichen Gegebenhei ten is t i n den aktue ll  

noch stark genutzten Bereichen n icht mi t einem Vorkommen 

von Repti l ien zu rechnen.  

Tagfalter und Insekten:  Tagfalter besiedeln verschiedene terrest rische Lebens -

räume. In der Ag rarlandschaft s te l len vor al l em extensive  

Wiesen und Säume ein wicht iges Habi ta t dar. Im Geltungs -

bere ich s ind nur sehr schwach ausgeprägte Säume vorhan-

den, d ie nur sehr eingeschränkt als  Lebens raum dienen 

können. Die Qua lität bemiss t s ich an der  Auss tattung dieser  

St rukturen, da sowohl Nektarp flanzen für die adul ten Falter  

und Raupenfutterp flanzen vorhanden sein müssen.  

Insekten ste l len die artenreichs te Klasse der Tiere dar und  

besiede ln nahezu jeden Lebensraum. Der festzus tel l ende 

Rückgang von Insekten ist auf verschiedene Ursachen zu-

rückzuführen (z.B. Landnutzungsw andel, Nutzungsintensi -

vierung, F lächenverb rauch u.a .). Die verfahrensgegen-

ständlichen Flächen stel l en aufgrund der intensiven Bewi rt -

schaftung ein Habi ta t untergeordneter Bedeutung da r.  

Säuget iere:  Im Planungs raum ist ein eingeschränktes Artenspektrum 

von Säugetieren zu erw arten. Vorkommen geschützter Ar-

ten wie beispielsweise der Haselmaus sind für das Gebiet  

nicht bekannt und n icht zu erwarten.  

Aufgrund der ör tl ichen Gegebenhe iten is t eine Bedeutung  

der F läche für F ledermäuse n icht erkennbar.  
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Vögel:  Mangels vorhandener Gehölze und anderer St rukturen sind  

im Plangebie t keine Potenzia le  für die Avi fauna zu erw arten.  

Von den vorhandenen Gebäuden geht eine Silhouet tenwir-

kungen aus. Durch die bestehenden Baugebiete ist eine  

Viel zahl an Prädatoren im P langebiet zu beobachten , wes -

halb bodenbrütende Arten hier nicht zu erw arten sind .  

Eingri f fe werden durch den Voll zug  des  Bebauungsplanes bau- , betriebs- , und anlagenbeding t  

verursacht:  

 Baubedingt •  Temporäre Beeint rächtigungen durch Baustel lenfahr-

zeuge 

•  Temporäre Beeinträchtigungen durch Staub -, Lärm- 

und Lichtemissionen, ausgehend von Baumaschinen 

und dem Baustel l enverkehr  

•  Inanspruchnahme von Flächen, die als Habi ta t dienen 

können, durch Bauste l leneinrichtungen, Bodenmieten 

und Materia l lagerung  

Betriebsbedingt •  Beeint rächtigungen durch Lärm- und L ichtemissionen  

•  Beeint rächtigung durch Bew egung  

•  Beeint rächtigungen durch stoffl iche Emissionen (Ab-

gase)  

Anlagenbedingt •  Silhouettenwi rkungen der baul ichen Anlagen  

Durch die Prüfung der Auswirkungen auf P flanzen und Tiere sowie der Berücksicht igung an-

derer Abwägungsbe lange (z.B. der Bodenschutzklausel, der Begrenzung  der Bodenversiege-

lung oder der gesunden Wohn - und Arbei tsverhäl tn isse) l egt d ie Stad t Lichtenfel s  verbindliche 

Maßnahmen zur Vermeidung von nachtei l igen Auswirkungen und Minimierung der Auswirkun-

gen fest.  

Vermeidung •  Inanspruchnahme von berei ts te i lweise erschlossenen 

Flächen 

Minimierung •  Begrenzung der Grund flächenzahl (geringer als Orien-

tie rungswerte nach BauNVO)  

•  Flächenbezogener Mindestantei l,  auf dem Grün - und  

Gartenflächen anzulegen sind zur Ergänzung der beste-

henden Lebens räume  

•  Verwendung von heimischen und standortgerechten Ar-

ten zur Ergänzung der Lebensräume, Mindes tgröße bei  

der P flanzung von Jungbäumen  

•  Festlegung von Flächen mit Bindungen für die P flanzung  

von Bäumen, St räuchern und sons tigen Bep flanzungen 

zur Ergänzung der bes tehenden Lebens räume, Orts -

randeingrünung  

•  Verpfl ichtende Begrünung von Dachflächen bei f lach 

gene igten Dächern zur Ergänzung der bestehenden Le-

bens räume 

•  Verwendung insektenschonender Leuchtmit tel  

•  Festsetzung zum allgemeinen Schutz wild lebender 

Tiere und Pf lanzen gem. § 39 BNatSchG  

•  Reduzierung der öf fentl ich en Verkehrsf läche  

Der absehbare Lebensraumverlust is t nur als geringfügiger Eingr if f  in Natur und Landschaft zu  

werten.  Die intensiv bewir tschaftete Acker f l äche ohne nennenswerte Beglei tst rukturen w eis t  

kaum Potenzia le für Pflanzen und Tiere auf.  Durch die Ausweisung eines Baugebietes sowie  

die Versiegelung im Bereich der öf fentl i chen Straßenverkehrsflächen wird ein Eingri f f in Natur  

und Landschaft vorgenommen, die sich vor a l lem in zusätzl i cher F lächenvers iege lung auswi rk t.  

Durch die Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung der Eing ri ffe in Natur und Landschaft  

können jedoch auch ökologisch wi rksame E rsatzlebensräume für T ier - und Pflanzenarten i n  

dem Baugebiet geschaf fen und  ein Beit rag zur E rhöhung der Biodiversi tät  geleiste t werden.  

Die Ersatzlebensräume können in Verbindung mit Biotops trukturen der Umgebung zu e iner  
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Vernetzung von Lebens räumen bei tragen und im Sied lungsraum als Nahrungs - und Rückzugs -

raum dienen. Trotz der Inanspruchnahme von bisher nicht vers iege lten F lächen werden dabe i  

die Auswi rkungen auf die Biodiversi tä t  bzw. die biologische Vie lfalt  des Geltungsbereiches  

sogar posi tiv p rognos ti ziert.  

Der er forderl iche Ausgleich wird dem Eingr if f in Natur und Landschaft durch d en räumlichen 

Geltungsbereich II  verbindlich zugeordnet .  
 

 

Auf die Schutzgüter Boden und Fläche  

Bestandsaufnahme  

F läche: Das Gebiet be findet s ich am Ortsrand und ist im südlichen 

Teil durch eine Bebauung und Straßen eingegrenzt. In Rich-

tung Norden öffnet s ich die f re ie Feld flur  mit vere inzel ten 

Strukturen . Das P langebiet wi rd von einer Acker fl äche ge-

bildet , dazu kommt ein Abschnit t einer asphalt ie rten Straße.   

Boden: Gemäß§ 1 BBodSchG und § 1 HAltBodSchG sind d ie Funk-

tionen des Bodens u.a.  durch Vermeidung von schädlichen 

Beeint rächtigungen, nachhaltig zu sichern oder wiederher-

zus tel l en. Zur dauerhaften Sicherung der Leis tungs - und  

Funktions fähigkei t des Naturhaushal ts  s ind gemäß § 1 Abs. 

3 Nr. 1 und 2 BNatSchG seine prägenden biologischen 

Funktionen, die Stoff - und E nergie flüsse sowie landschaftl i -

chen Strukturen zu schützen. Die Böden sind so zu erhal -

ten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushal t er fül len kön-

nen. Nicht mehr genutzte versiegel te F lächen sind zu rena-

turieren oder, sow eit eine Entsiegelung n icht möglich oder 

nicht zumutbar ist, der natürl i chen E ntwicklung zu überlas -

sen.  

Die nachfo lgende Bodenbew ertung er folg t gemäß der „Ar-

beitshi l fe zur Berücksichtigung von Bodenschutzbelangen 

in der Abwägung und der Umwel tprüfung nach BauGB in  

Hessen" (HM UELV 2011) . Die herangezogenen Daten ent-

stammen dem Boden-Viewer Hessen mi t Stand vom Juli  

2023.  

Das Plangebie t ist c irca 1,5 Hektar groß. Die Böden des  

Plangebiets l assen sich in die Bodenhauptg ruppe 6 –  „Bö-

den aus sol i fl uidalen Sedimenten“, Gruppe 6.3 –  „Böden 

aus l össlehmhaltigen Soli fl uktionsdecken“ und die  Unter-

gruppe 6.3.1 –  „Böden aus lösslehmhalt igen Soli fl uktions -

decken mit  carbonhal tigen Geste insantei l en“  einordnen.  

Die Bodeneinheit wi rd a ls „Rendzinen mit Braunerden und  

Pararendzinen“ beschrieben. Das Grundm aterial (Subs trat )  

besteht aus 2 bis 6 Dezimeter F l ießerde (Hauptlage) , ört l.  

Löss (Pleis tozän) über F l ießschut t (Basislage) mi t Dolomit -  

oder Ka lkstein (Zechs tein) oder Anstehendem. Die Morpho-

logie  wird  als überwiegend  in  konvexen Reliefposi tionen im  

Gebiet der Waldecker Tafel beschrieben.  

Als Grundlage für Planungsbelange aggregier t die Boden-

funktionsbewertung verschiedene Bodenfunktionen (Ni trat -

rückhal t, Feldkapazi tä t, E rt ragspotenzia l, Lebensraum, ) zu 

einer Gesamtbewertung. Die Böden des Plangebiets  werden 

mit einem geringen bis mit tl eren Bodenfunktionserfül l ungs -

grad (Stufe 2/3 von 5 ) bewerte t. Dabe i wurden die Standort -

typisierung mit mi tte l, die Feldkapazi tä t  und das  
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Nit ra trückhaltevermögen mi t gering  bis mit te l und das Er-

tragspotential mi t mit tel bis hoch bewertet. Nach dem Bo-

denViewer Hessen is t anzunehmen, dass die Ackerzahl der  

F läche im Bereich zwischen 35 und 50 l ieg t. Für die F läche 

mit moderater Hang lage bes teht eine mit tl ere Erodierbar-

kei t der Böden durch Wasser (K-F aktor <0,2 –  0,3) .  

Nach aktuel lem Stand der Alt fl ächendatei  des Landes Hes -

sen sind im unmit telbaren  Umfeld des Gel tungsbere iches  

keine entsprechenden Flächen vorhanden. Seltene oder ge-

fährdete Bodenarten, wie Moore bzw. besonders nährstoff -

arme Böden, sind n icht vorhanden. Ein besonder es Ent-

wicklungspotenzia l des Bodens ist nicht fes tzustel len. Der 

Boden im Geltungsbereich hat keine Bedeutung als Archiv  

der Natur- und Kul turgeschichte.  

Die verfahrensgegens tändlichen Flächen unterlagen einer  

rege lmäßigen intensiven Bewi rtschaf tung, die die Boden-

verhäl tn isse gepräg t hat.  

E ingri f fe werden durch den Voll zug  des Bebauungsplanes bau - , betriebs- , und anlagenbeding t  

verursacht:  

 Baubedingt •  Temporäre Beeint rächtigungen durch Baustel lenfahr-

zeuge in Form von Bodenverdichtungen und E rschüt te-

rungen 

•  Verlus te von Bodenfunkt ionen durch Abgrabungen und  

Aufschüt tungen (Bodenbewegungen und Bodenzwi -

schenlagerungen)  

Betriebsbedingt •  Beeint rächtigungen durch möglich Einträge (Streusa lz)  

Anlagenbedingt •  Verlus t sämtl icher  Bodenfunkt ionen durch Voll -  und  

Teilversiegelungen  

•  Aufschüt tungen und Abgrabungen zur lang fristigen Ge-

stal tung des Fre iraums  

Durch die Prüfung der Auswirkungen auf F läche und Boden sowie der Berücksichtigung ande-

rer Abwägungsbe lange (z.B. der Bodenschutzk lausel, der Begrenzung der Bodenversiegelung  

oder der gesunden Wohn - und Arbeitsverhä ltnisse) leg t die Stadt Lichtenfe ls  verbindliche M aß-

nahmen zur Vermeidung von nachtei l igen Auswi rkungen und Minimierung der Auswi rkungen 

fes t.  

Vermeidung •  Begrenzung des räumlichen Gel tungsbereiches , über-

baubare F läche < 10.000 Quadratmeter  

•  Inanspruchnahme von tei lw eise erschlossen Flächen  

Minimierung •  Flächenbezogener Mindestantei l,  auf dem Grün - und  

Gartenflächen anzulegen sind zur langfris tigen Boden-

ruhe  

•  Festlegung von Flächen mit Bindungen für die P flanzung  

von Bäumen, St räuchern und sons tigen Bep flanzungen 

zur langfris tigen Bodenruhe  

•  Begrenzung der überbaubaren Grundf läche (unter den 

Orientierungswerten nach BauNVO)  

•  Reduzierung de r öf fentl i chen Verkehrsfläche zur Redu-

zierung der vo llversiegel ten F lächen  

•  Wasserdurchlässige Oberflächenbefest igungen bei  

Ste l lplä tzen und Nebenanlagen  

•  Verwendung von s tandortgerechten Arten (Boden-

schutz)  

Maßnahmen zum vorbeugenden 

Bodenschutz 

•  Maßnahmen zum Bodenschutz bei der Baudurchfüh-

rung, wie z .B. der Schutz des Mut terbodens nach § 202  
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Baugesetzbuch; von stark belas teten oder befahrenen 

Bereichen ist zuvor der Oberboden abzutragen.  

•  Vermeidung von Bodenverdichtungen; bei verd ich-

tungsempfindli chen Böden (Feuchte) und Böden mi t ei -

nem hohen Funktionser fü l lungsg rad hat die Belas tung  

des Bodens so gering wie möglich zu erfolgen, d.h. ge-

gebenenfal ls Einsatz von Baggermatten, breiten Rädern 

oder Ket tenlaufwerken etc. und die  Berücksichtigung  

der Wit terung be im Befahren von Böden.  

•  Aus reichend dimens ionier te Baus tel l eneinrichtung und  

Lagerflächen nach Mögl ichkei t im Bereich bereits ver-

dichteter  bzw. versiege lter Böden sowie  gegebenenfal ls  

Verwendung von Geotexti l  oder Tragschotter.  

•  Wo logis tisch möglich, s ind F lächen vom Baustel l enver-

kehr auszunehmen, z.B. durch Absperrung mi t Bauzäu-

nen oder Einrichtung fes ter Baustraßen und Lagerflä -

chen; bodenschonend Einrichtung und Rückbau.  

•  Vermeidung von F remdwasserzufluss;  gegebenenfal ls  

vom Hang herabkommender Niederschlag  ist z.B. durch 

einen E ntw ässerungsgraben an der  hangaufwärts gele-

genen Sei te des Grundstückes während der Bauphase,  

um das unbegrünte Grunds tück herumzulei ten; Anlegen 

von Rückhalteeinr ichtungen und Retent ionsf lächen.  

•  Technische Maßnahmen zum Erosionsschutz.  

•  Sachgerechte Zwischenlagerung und Wiedereinbau des  

Oberbodens  

•  Lagerflächen vor Ort s ind aussagekrä ft ig zu kennze ich-

nen; die Höhe der Boden-Mieten darf 2 Meter bzw. 4  

Meter bei Ober - bzw. Unterboden nicht übersteigen.  

Die Bodenmieten dür fen nicht befahren werden und sind  

bei mehrmonatiger Standzei t zu prof i l ie ren, gegebenen-

fal ls  unter  Verwendung von Geotext i l  oder Erosions -

schutzmatten, gezie lt zu begrünen und regelmäßig zu 

kontrol l i eren.  

•  Fachgerechter Umgang mit Bodenaushub und Wieder-

verwertung des Bodenaushubs am Eingr if fsor t, d.h. der  

Ober- und Unterboden is t separat auszubauen,  zu la -

gern und in der ursprüng lichen Reihenfolge wieder ein-

zubauen.  

•  Besei tigung von Verdichtungen im Unterboden, d.h.  

verdichteter Boden ist nach Abschluss der Bauarbei ten 

und vor Auf trag des Oberbodens und der Eing rünung zu 

lockern (Tiefen lockerung). Danach dar f der  Boden n icht  

mehr befahren werden.  

•  Zuführen organischer Subs tanz und Kalken (Erhal tung  

der Bodenstruktur, hohe Gefüges tabi l i tät, hohe Wasser-

speicher fähigkei t, posit ive E ffekte auf Bodenorganis -

men).  

•  Herste l lung einer durchwurzelbaren Bodenschicht mi t  

Verweis auf die Arbeitshi l fe „Rekultiv ierung von Tage-

bau- und sonstigen Abgrabungsf lächen“ (HMUKLV,  

Stand: März 2017  

Durch den verbindlichen Baulei tplan ents tehen verschiedene Wi rk faktoren, die  sich be i eine r  

Bebauung auf d ie Bodenfunktion bzw. Bodentei l funkt ion auswirken. Durch den Voll zug des  

Bebauungsplanes kommt es unter anderem zu F lächenneuversiegelungen, Verd ichtungen so-

wie Auf trag, Abtrag und Überdeckung. Dadurch ist in diesem Bereich von einem vollständigen 

Verlus t der landwi rtschaft l ichen Nutzbarkei t der Böden, der F lora, der Funktion des Wasser-

haushaltes und der Archiv funktion auszugehen.  
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Durch das mit tle re E rt ragspotenzial der F lächen und d ie bisherige intensive Nutzung besi tzen 

die F lächen eine mi ttl ere Funktion für die Landwir tschaft. Mi t der Umsetzung der  Planung kann 

insgesamt eine F läche von ca. 15 000 Quadratmetern in Anspruch genommen werden, wobe i  

anzunehmen ist , dass maximal ca. 5 000 Quadratmeter (GRZ 0,3 zzgl. der Verkehrsf lächen)  

vollversiegel t werden.  Die beanspruchten F lächen stehen der landwi rtschaf tl i chen Nutzung  

nicht mehr zur Verfügung, natür l iche Bodenprozesse werden im Bereich der Vol l - und Teilver-

siegelungen wei tgehend unte rbunden.  

Der er forderl iche Ausgleich wird dem Eingr if f in Natur und Landschaft durch d en räumlichen 

Geltungsbereich II  verbindlich zugeordnet .  

 
 

 

Auf Wasser  

Bestandsaufnahme  

Wasser: Innerha lb des räumlichen Gel tungsbereiches befinden sich 

keine F l ießgewässer oder sons tige Oberf lächengewässer.  

Der räumliche Geltungsbereich ist kein Gegenstand e ines  

fes tgesetzten Wasser- oder Heilquel lenschutzgeb ietes.  

Die ver fahrensgegenständ lichen Flächen unter l iegen aktu-

el l  einer landwi r tschaf tl ichen Nutzung. Stof feint räge durch 

die landwir tschaftl i che Nutzung sind zu erwarten.  

Eingri f fe werden durch den Voll zug  des Bebauungsplanes bau - , betriebs- , und anlagenbeding t  

verursacht:  

 Baubedingt •  Temporäre Beeint rächtigungen durch Bauste l lenfahr-

zeuge in Form von Bodenverdichtungen und Erschüt te-

rungen, erhöhter Niederschlagswasserab fluss  

•  Verlus te von Bodenfunktionen (Verdichtung von Poren)  

durch Abgrabungen und Aufschüttungen (Bodenbewe-

gungen und Bodenzwischenlagerungen), ger ingere  

Speicher fähigkeit  

Betriebsbedingt •  Beeint rächtigungen durch mög liche Eint räge (Streu-

salz)  

Anlagenbedingt •  Beschleunigung des Niederschlagswasserab flusses  

durch Voll - und Tei lversiegelungen  

•  Vergrößerung des Niederschlagswasserab fluss durch 

Vol l- und Te ilversiegelungen  

•  Verlus t an F lächen für die natürl iche Versickerung von 

Niederschlagswasser bzw. für die Grundwasserneubil -

dungs rate - Ver lus t sämtl icher Bodenfunktionen (Spei -

cherfäh igkeit der Poren) durch Voll - und Teilversiege-

lungen 

Durch die  Prüfung der Auswi rkungen auf das Schutzgut Wasser sowie der Berücksichtigung  

anderer Abwägungsbe lange (z .B. der Bodenschutzk lausel, der Begrenzung der  Bodenversie-

gelung oder der gesunde n Wohn- und Arbeitsverhältnisse) leg t die Stadt Lichtenfels  verbind -

l iche Maßnahmen zur Vermeidung von nachtei l igen Auswirkungen und Minimierung der Aus-

wirkungen fes t.  

Vermeidung •  Standortwahl - Keine Inanspruchnahme von Oberf lä -

chengewässern oder Beeint rächtigung von Fl ießgewäs -

sern 

•  Begrenzung des räumlichen Gel tungsbereiches  

Minimierung •  Begrenzung der überbaubaren Grundf läche (geringer  

als Orientierungswerte nach BauNVO) zur Vermeidung  

der Verg rößerung und Beschleunigung des Nieder-

schlagswasserab flusses  
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•  Wasserdurchlässige Oberflächenbefest igungen be i  

Ste l lplä tzen und Nebenanlagen zur Vermeidung der Be-

schleunigung des Niederschlagsw asserab flusses  

•  Flächenbezogener Mindes tantei l,  auf dem Grün - und  

Gartenflächen anzulegen sind  zur Vermeidung der  Ver-

größerung des Niederschlagswasserab flusses und zur  

natürl ichen Versickerung  

•  Reduzierung der öf fentl ichen Verkehrs fläche zur Ver-

meidung der Verg rößerung des Niederschlagswasser-

abflusses  

•  Festlegung von Flächen mit Bindungen für die P flanzung  

von Bäumen, Sträuchern und sonst igen Bep flanzungen 

zur Vermeidung der Vergrößerung und Beschleunigung  

des Niederschlagswasserab flusses  

•  Verpfl ichtende Begrünung von Dachf lächen von Neben-

gebäuden zur Vermeidung der Beschleunigung des N ie-

derschlagsw asserab flusses  

•  Verpfl ichtende Nutzung von Sammelbehä ltern zur  

Brauchwassernutzung oder verzögerten Versickerung  

zur Vermeidung der Beschleunigung des Nieder-

schlagswasserab flusses  und der Verwertung des anfal -

lenden Niederschlagsabwassers vor Ort  

Der räumliche Geltungsbereich wird aktue ll als l andwi rtschaf tl iche Acker fläche in Orts randlage 

genutzt. Aufg rund der l andwi rtschaf tl ichen Nutzung sind Stof fe inträge zu erw arten. Durch die  

landwi rtschaf tl iche Nutzung können Eros ionsef fekte auft re ten.  

Durch die beabs ichtigten Voll - und Te ilversiegelungen sind g rundsätz l ich nachtei l ige Auswir-

kungen auf den Bodenwasserhausha lt zu erw arten. Durch die Maßnahmen zur Vermeidung und  

Minimierung des Eingr if fs sol l  das das anfal l ende Niederschlagswasser vor Ort  verwertet und  

die Auswi rkungen auf das Boden - und Grundwasserregime minimiert werden.  

Aufgrund der Durchführung der Maßnahmen zur Vermeidung und Min imierung is t  anzunehmen,  

dass durch die Eing ri ffe in das Schutzgut Wasser led igl ich geringe Beeint rächtigungen hervor-

gerufen werden. Der er forderl iche Ausgleich wird dem Eingr if f in Natur und Landschaft durch 

den räumlichen Gel tungsbe re ich I I  verbind lich zugeordnet .  

 
 

Auf Luft und Kl ima 

Bestandsaufnahme  

Luft und Klima: Die Stad t Lichtenfels  ist durch die unterschied liche Land-

schaftsgestalt und Oberf lächenbeschaf fenheit von einem 

sehr ausgeprägten örtl ich di fferenzier ten Klima gepräg t.  

Im gesamten Gemeindegebiet gib t es  ke ine derart großen,  

zusammenhängenden s täd tischen Wohn- und Gew erbebe-

reiche einschließl ich Verkehrs flächen, dass es  zu e inem po-

tenziel l  überwärmten Stadtraum mit eingeschränktem Luft -

austausch kommen könnte. Auch Barr ierewi rkungen gegen-

über ab fl i eßenden Luf tmassen gehen von den Ortschaf ten 

nicht aus.  

Das Plangebiet befindet s ich in der naturräumlichen Un-

tereinheit Godde lsheimer Fe ld, die eine wei tgehend ausge-

räumte Landschaft dars tel l t.  Die of fenen Flächen erw ärmen 

sich bei Sonneneins trah lung schneller auf a ls Wald flächen,  

jedoch is t der stet ige Luftaus tausch sowie die Kal tl uf tpro-

duktion in den Nachtstunden gleichermaßen gegeben.  
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Der Regionalbez irk Kassel wi rd auf Ebene des Großk limas  

dem Bereich des  Mit telgebirgsklimas zugeordnet. Durch die  

geschützte Rückenlage zum Rothaargebi rge l iegen die Nie-

derschlagsmengen in Lichtenfels zwischen 800  mm (äuße-

rer Wes ten) und 650 mm (Osten). Während der Hauptvege-

tat ionsperiode fä l lt  mi t 200 b is 220 mm w enig Regen. Die  

maximal gemessenen Niederschläge im Ze it raum 1931 bis  

1960 betrugen 1000  mm, der geringste in einem besonders  

trockenen Jahr 500 mm.  Der Antei l  des Schnees am Jah-

resniederschlag beträg t 15 –  20 Prozent, wobei an durch-

schnit tl ich 30 –  40 Tagen im Jahr e ine 10 cm starke Schnee-

decke l i egt.  Die durchschnit tl iche Dauer der Vegetations -

periode (Anzahl der Tage mi t einer mit tle ren Temperatur  

über + 5°C) beträgt  in  Lichtenfels 220  –  230 Tage, w obe i  

der Süden des Plangebie tes gering fügig begünstig t ist.  

Durch Stof feint räge aus der F lächenbewir tschaftung  sowie  

von den angrenzenden landwi rtschaf tl ichen Betriebss tel len 

ist die Luf thygiene (geruchliche Belas tungen) temporär be-

einträchtig t. Durch die angrenzende Bebauung besi tz t das  

Plangebiet berei ts Vorbelastungen in Form einer erhöhten 

Oberflächenrauigke it und Versiegelungen. Durch Versiege-

lungen erhöht sich die ober flächennahe Temperatur.  

Das Plangebiet besitzt aufg rund der vorhandenen Nutzung  

ledigl ich untergeordnete F unktionen zur Ka ltl uf tp roduktion.  

Diese Funktionen sind aufg rund der Lage des Orts tei ls God-

delsheim im länd lichen Raum von untergeordneter Bedeu-

tung und sind auf den ang renzenden Flächen wei terh in in  

aus reichendem Maß möglich.  

Eingri f fe werden durch den Voll zug  des Bebauungsplanes bau - , betriebs- , und anlagenbeding t  

verursacht:  

 Baubedingt •  Temporäre Beeint rächtigungen durch Bauste l lenfahr-

zeuge in Form von Staub- und stoff l ichen Emissionen  

Betriebsbedingt •  Beeint rächtigungen durch stoff l iche Emissionen aus  

Heizungsanlagen  

•  Beeint rächtigungen durch stoff l iche Emissionen aus  

dem Verkehr  

Anlagenbedingt •  Verlus t an F lächen für die Versickerung von Nieder-

schlagswasser –  Verlust an Verdunstungskühle  

•  Erhöhung  der Oberflächenrauigkei t –  Erhöhung  der  

Temperatur   

•  Erhöhung der Versiegelungs rate –  Erhöhung der ober-

flächennahen Temperatur  

Durch die Prüfung der Auswirkungen auf Luft  und Klima sowie der  Berücksicht igung  anderer  

Abwägungsbelange (z.B . der Bodenschutzklausel , der Begrenzung der Bodenversiegelung  

oder der gesunden Wohn - und Arbeitsverhä ltnisse) leg t die Stadt Lichtenfe ls  verbindliche M aß-

nahmen zur Vermeidung von nachtei l igen Auswi rkungen und Minimierung der Auswi rkungen 

fes t.  

Vermeidung •  Standortwahl - Keine Inanspruchnahme von Oberf lä -

chengewässern (Kal tl uf tents tehunggebiet )  

•  Begrenzung des räumlichen Gel tungsbereiches  

Minimierung •  Begrenzung der überbaubaren Grundf läche (geringer  

als die Orientierungswerte nach BauNVO)  

•  Anlage von Grünflächen zur  dauerhaf ten Versickerung  

des anfa l lenden Niederschlagswassers zum Erhal t der  

Verdunstungskühle  

•  Dachbegrünung für Nebengebäude  
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•  Wasserdurchlässige Oberflächenbefest igungen be i  

Ste l lplä tzen und Nebenanlagen  

•  Schat tenspendende P flanzungen unter Verw endung von 

standortgerechten Arten  

•  Verpfl ichtenden Nutzung solarer St rahlungsenergie als  

kleintei l iger Beit rag zur Energiee f fizienz  

Durch die Bebauung werden zusätzl iche F lächen vers iege lt, die h ierdurch ihre untergeordne-

ten Funktionen nur  noch eingeschränkt wahrnehmen können.  Durch die  zusätzl i che Baumasse 

erhöht s ich d ie Wärmeabs trah lung. Die E missionsbelas t ung aus Heizungsanlagen kann sich 

ebenfal ls erhöhen.  

Die Planung führt aufgrund der getrof fenen Vermeidung - und Minimierungsmaßnahmen und der  

maximal zu versiegelnden Flächen zu geringen Veränderungen. Aufg rund der Lage des Unter-

suchungsgebie tes , der geringen Eing ri ffs intensität und  der Maßnahmen zur Vermeidung und  

Minimierung des Eing ri ffs handel t es sich um geringe Beeinträchtigungen .  

Der er forderl iche Ausgleich wird dem Eingr if f in Natur und Landschaft durch d en räumlichen 

Geltungsbereich II  verbindlich zugeordnet .  

 
 

 

Auf das Landschaftsbi ld 

Bestandsaufnahme  

Orts- und Landschaftsbild:  Das Untersuchungsgeb iet l i egt i nnerha lb der naturräumli -

chen Haup teinhei t „Westhessisches Berg - und Senkenland“  

in der Untereinhei t „Goddelsheimer Feld“.  Dort ist ein ge-

ring s trukturier ter, ackerbaulich gepräg ter Raum anzutre f-

fen. Die flachwell ige, hochpla teauartige Landschaft is t h ier  

weitgehend ausgeräumt.  Gehölzbes tände sind  nur  verein-

zel t vorhanden. Der Raum ist durch eine landwir tschaf tl i che 

Nutzung in Form von intensiv bewi rtschaf te ten Äckern ge-

präg t und strukturarm ausgebildet.  

Die für die Bebauung vorgesehen Flächen werden aktuel l  

landwi rtschaf tl ich genutzt. Die F läche is t halbse itig von vor-

handener Bebauung umgeben, die im Südosten auch land-

wirtschaft l iche Betr iebsstel l en umfasst . Das Plangeb ie t  

wird in die dör fl i che Struktur eingeordnet. Die Bes tandsana-

lyse im Kontex t des Orts - und Landschaftsbildes erfolg t auf  

Grundlage der Kr iterien Eigenart, Vielfal t und Schönhe i t.  

Das Plangebiet schließt an den bestehenden Ortsrand an,  

der an dieser Stel l e nicht besonders ausgeprägt is t. Er wi rd  

tei lw eise durch Straßen und angrenzende Bebauung gebil -

det sowie tei lw eise durch die rückw ärtigen Grenzen von 

Neubaugebieten der jünger en Vergangenhei t. Die Pla-

nungsf läche unterl ieg t bis lang einer vol lständigen acker-

bauli chen Nutzung und weist dadurch eine monotone Struk-

tur ohne landschaftsbildende Elemente auf. Auch die uml ie-

genden Flächen des Of fenlandes sind vergleichsweise  

strukturarm ausgebi ldet und durch intens ive Landwi rtschaf t  

gepräg t. Mit einer nördlich vorhandenen Baumre ihe (Streu-

obst) und einem wei ter nördlich bes tehenden Feldgehölz  

sind al l e rdings ein ige markante Landschafts - und Gelände-

merkmale vorhanden. Naturhis torisch bzw. geologisch be-

deutsame Landschaftstei le  und -bes tandte i le befinden sich 

im Plangebiet und seiner unmit te lbaren Umgebung n icht.  
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Die Schönhe it des Plangebie tes ist grundsätzl i ch sub jektiv ,  

kann aufg rund der Ausgeräumthei t und fehlender naturna-

her Elemente  al l erd ings als eingeschränkt betrachtet wer-

den, posi tiv fäl l t die Blickbeziehung zur t ie fer gelegenen 

Ortslage und in die wei tläufige Landschaft i ns Gewicht. Im 

Plangebiet s ind keine natürl i chen und naturnahen Lebens -

räume mi t spezi fischer Ausprägung an Formen,  Arten und  

Lebensgemeinschaften und/oder Gewässer vorhanden.  

Die unmit telbar ang renzenden Baugebiete weisen ke ine 

bauli chen Besonderhei ten oder denkmalgeschützten Berei -

che auf.  

E ingri f fe werden durch den Voll zug  des Bebauungsplanes bau - , betriebs- , und anlagenbeding t  

verursacht:  

 Baubedingt •  Temporäre Beeint rächtigungen durch Bauste l lenfahr-

zeuge 

•  Temporäre Beeint rächtigungen durch Staub -, Lärm- 

und Lichtemissionen, ausgehend von Baumaschinen 

und dem Baustel l enverkehr  

Betriebsbedingt •  Beeint rächtigungen durch Lärm- und L ichtemissionen  

•  Beeint rächtigung durch innerbetriebl iche Verkehre  

Anlagenbedingt •  Versiege lung und Teilversiegelung der landwir tschaft -

l ich genutzten F lächen 

•  Beeint rächtigungen durch bauliche Anlagen  

Durch die  Prüfung der Auswi rkungen auf das Landschaftsbild sowie der Berücksicht igung an-

derer Abwägungsbe lange (z.B. der Bodenschutzklause l, der Begrenzung  der Bodenversiege-

lung oder der gesunden Wohn - und Arbei tsverhäl tn isse) l egt d ie Stad t Lichtenfel s  verbindliche 

Maßnahmen zur Vermeidung von nachtei l igen Auswirkungen und Minimierung der Auswirkun-

gen fest.  

Vermeidung •  Begrenzung des räumlichen Gel tungsbereiches  

Minimierung •  Begrenzung der überbaubaren Grundf läche (geringer  

als die Orientierungswerte nach BauNVO), aufgelo-

ckerte Bebauung  

•  Begrenzung der Wand - und Gebäudehöhen zum Erhal t  

des Sied lungsbildes  

•  Anlage von Grünflächen zum dauerhaf ten Erhal t land -

schaftsbi ldschafswirksamer Begrünung  

•  Verpfl ichtende P flanzb indungen zum dauerhaften Erhal t  

landschaftsbildschafswirksamer Begrünung  

•  Verwendung von heimischen und standortgerechten Ar-

ten zur Ergänzung der Lebens räume, Mindes tgröße be i  

der P flanzung von Jungbäumen  

•  Festsetzung von Flächen mi t P flanzb indung zur Ausbil -

dung und Arrondierung des Ortsrandes  

Aufgrund der st rukturarmen Vornutzung  der verfahrensgegens tändlichen Flächen, der wenige n 

landschaftsbildp rägenden Elemente  in der Umgebung, der Weiter führung des  vorhandenen 

Orts- und Landschaftsb ildes sowie der durchzuführenden Vermeidungs - und Minimierungsmaß-

nahmen er fährt die Landschaft b zw. das Landschaftsbild gegenüber dem aktuellen Zus tand  

nur temporäre bis sehr geringfügige Bee inträchtigungen . 

Der er forderl iche Ausgleich wird dem Eingr if f in Natur und Landschaft durch d en räumlichen 

Geltungsbereich II  verbindlich zugeordnet .  
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Auf das Wirkungsgefüge zwischen Tiere, P flanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luf t und Kl ima  

Wechselwirkungen sind al le denkbaren und strukturel len Beziehungen zwischen den oben 

genannten Schutzgütern,  innerhalb von Schutzgütern sowie zwischen und innerhalb von 

landschaftl ichen Ökosystemen, soweit sie aufgrund einer zu erwartenden Betrof fenheit  

durch Projektwirkungen von entscheidungserhebl icher Bedeu tung sind. Bestehende Wech-

selwirkungen werden im Rahmen der Erfassung der einzelnen Schutzgüter beschrieben. 

Dieser Vorgehensweise l iegt ein  Umweltbegri ff zugrunde, der die Umwelt nicht als  Summe 

der einzelnen Schutzgüter, sondern ganzheitl ich versteht.  

Erhebl iche Beeinträchtigungen sind  aufgrund der Lage des Plangebietes, der aktuel len 

Nutzung,  der Größe, der umliegenden Habitate und Nutzungsstrukturen sowie der vorge-

sehenen Vermeidungs -, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen nicht zu erwarten.   

Wirkfak to r 
►  

Mensch T ie re /  

P f lan zen 

Boden Wasser   K l ima / 

Luf t 

Lan d-

schaf t 

Ku ltu r /  

Sa ch-

güte r Wi rk t auf  

▼  

Mensch  A rte nvi e l fa l t ,  

ök ol o gis ch e 

S t ru kt ur en  

ve rbe sse r n 

d ie E r h o-

lun g sfu n kt io n  

-- -  -- -  E inf lu ss  auf  

S ied lu n gs -

kl i ma u nd  

Woh lbef i n -

den  des  

Men sc he n  

La ndsc ha f t  

d ient  a ls  E r-

hol u n gs -

ra u m  

-- -  

T ie re u. 

P f lan zen 

Stör u n g du r ch  

Pe r so ne n  

Einf lu ss  de r  

Veg etat i o n 

auf  d ie  T i e r-

wel t  

Bod en  a ls  

Lebe ns r au m   

E inf lu ss  B o-

den wa ss er -

ha us hal t  auf  

d ie  Ve get a-

t ion  

Be ein f lu sst  

S tand ort -

fakt o re n f ür  

Veg etat i o n  

Ver net z u n g 

vo n Leb en s-

rä u me n  

-- -  

Boden Ver änd e ru n g 

dur ch V e r-

d icht un g , V e r-

s ie gel u n g  

Zu sa m me n -

set zu n g de r  

Bod en o r ga -

nis me n  wi rkt  

s ich  a uf  d ie  

Bod en g en es e 

aus  

 E inf lu ss  auf  

d ie  B ode n-

ent wic kl un g  

Einf lu ss  auf  

Bod en e nt -

s teh u ng , 

Ver wi t t e-

ru n g  

-- -  -- -  

Wasser   Gef a hr  du r ch  

Sch adsto f fe -

int r a g  

Veg etat i o n e r-

hö ht  W ass e r-

speic he r - und  

-f i l t e rf ä hi gk ei t  

Sch ad-

stof f f i l t e r 

und  -puf fe r,  

E inf lu ss  auf  

d ie  G ru nd -

wa ss er ne u -

b i ldun g  

 E inf lu ss  auf  

G ru nd was -

se rn eub i l -

dun gs r ate  

-- -  -- -  

Kl ima  und 

Luf t 

Ver änd e ru n g 

der Lu f th yg i -

en e, Lu f tba h-

ne n u nd  W ä r-

me abst ra h -

lun g   

S te ig e ru n g 

der K al t lu f t -

p rod u kt iv i t ät ,  

Verd u ns -

tun gs k ühl u n g  

Speic he -

ru n g  v on  

Wass e r, 

Verd u ns -

tun gs k üh -

lun g   

Verd u ns -

tun gs k üh -

lun g  

 E inf lu ss f ak -

tor  be i  Au s-

b i ldun g  des  

M ik r okl im as  

-- -  

Lan d-

schaf t 

Kul tu rl and -

sch af t  (a nt h-

rop o ge n  v e r-

änd ert )  

A rte n-  und  

S t ru kt ur r e ic h-

tum  a l s  C h a-

ra kte ri s t i k u m  

-- -  -- -  Be ein f lu sst  

S tand ort -

fakt o re n f ür  

Veg etat i o n  

 -- -  

Ku ltu r u .  

Sa chgü te r 

Kul tu rgüte r s in d im P lanun gsgeb ie t n ich t bekann t. Sa chgü te r werden ü ber die  

Schutzgü te r Bo den sowie Pf la nzen un d T ie re abgeha nde lt  

 

3.2.2  Erhaltungsziele und Schutzzweck der Natura 2000 - Gebiete 

Schutzgebiete entsprechend des Bundesnaturschutzgesetzes und des Hessischen Ausfüh-

rungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz werden durch die geplante Aufstel lung des 

vorl iegenden Bebauungsplanes nicht beeinträchtigt. FFH- Gebiete und Vogelschutzgebiete 

gemäß europäischer Vogelschutzrichtl inie sind kein Bestandtei l  des räumlichen Geltungs-

bereichs und werden durch das Vorhaben nicht  beeinträchtigt.  



 Be g rü n du n g  zu m  Be bau u n gsp lan  Nr .  8  „ Übe r  de m  He r re n ga r te n“  

 

39 

3.2.3  Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine 

Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt  

Bestandsaufnahme  

Immissionen: Die immissionsschutzrechtl iche Si tuation im Plangebiet ist  

charakteris iert durch d ie vorhandene landwi rtschaft l iche 

Nutzung , die  landwir tschaftl ichen Betr iebsstät ten sowie d ie  

Nutzung der benachbarten Wohngebäude.  

Aufgrund der vorhandenen landwir tschaftl ichen Bewi rt -

schaftungsformen und -stät ten sind Emissionen wie  Gerü-

che, Staub und Schall aus der Landwi rtschaft in F orm typi -

scher ländlicher Lebensverhäl tnisse vorhanden.  

Lärmimmissionen sind in der Bes tandssi tuation nicht i n er-

hebli chem Maße fests tel lbar .  

Erholung Die Erholungseignung wird durch die Quali tä t des Land-

schaftsbi ldes best immt, die Erholungsnutzung ist abhängig  

von der Z ugänglichkei t und Begehbarkeit des Landschafts -

raumes .  

Das Plangeb ie t besitzt für die Erholung ke ine übergeordne-

ten Funktionen, die für die Öf fent l ichkeit relevant s ind.  

E ingri f fe werden durch den Voll zug  des Bebauungsplanes bau - , betriebs- , und anlagenbeding t  

verursacht:  

 Baubedingt •  Temporäre Beeint rächtigungen durch Baustel l enfahr-

zeuge 

•  Temporäre Beeinträchtigungen durch Staub -, Lärm- 

und Lichtemissionen, ausgehend von Baumaschinen 

und dem Baustel l enverkehr  

Betriebsbedingt •  Beeint rächtigungen durch Lärm- und L ichtemissionen  

•  Beeint rächtigungen durch Verkehrsemissionen  

•  Beeint rächtigungen durch Emissionen (Lärm-, Licht -  

und s tof fl iche Emiss ionen) aus den landwi rtschaf tl ichen 

Betrieben 

Anlagenbedingt •  Silhouettenwi rkungen der baul ichen Anlagen  

Durch die Prüfung der umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesund-

hei t sowie die Bevölkerung insgesamt sowie der Berücksichtigung anderer Abwägungsbelange 

(z.B. der Bodenschutzklausel, der Begrenzung der Bodenvers iege lung oder der gesunde n 

Wohn- und Arbe itsverhä ltnisse) legt die Stadt Lichtenfels  verb indl iche Maßnahmen zur Ver-

meidung von nachtei l igen Auswi rkungen und Minimierung der Auswi rkungen fes t.  

Vermeidung •  keine  

Minimierung •  Begrenzung der Grund flächenzahl (ger inger als Orien-

tie rungswerte nach BauNVO), um eine zu hohe bauliche 

Dichte zu vermeiden  

•  Pflanzung und Unterhal tung von Bäumen in Abhängig -

kei t der Grundstücksg röße als schattenspendende 

Maßnahmen (thermischen Wohlbefinden)  

•  Flächenbezogener Mindestantei l ,  auf dem Grünflächen 

anzulegen sind  

•  Festlegung von Flächen mit Bindungen für die P flanzung  

von Bäumen, Sträuchern und sonst igen Bep flanzungen  

Die ver fahrensgegenständl ichen Flächen g renzen an die Orts lage Goddelsheim sowie an um-

gebende landwi rtschaft l iche F lächen an. Während von der neu zulässigen Bebauung auch auf-

grund der getrof fenen Vermeidungs -  uns Minimierungsmaßnahmen keine negativen Auswi rkun-

gen auf d ie Schutzgüter Mensch und seiner Gesundhei t zu erw arten sind , s ind a uch d ie  
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vorauss ichtl ichen Emissionen im ents tehenden Wohngebiet zu berücks ichtigen.  Aufg rund der  

landwi rtschaf tl ichen Flächenbewir tschaftung und der benachbarten Betr iebsste l len sind tem-

porär Lärm- und Geruchsemissionen auf das Wohngebiet zu erw arten, es k ann jedoch davo n 

ausgegangen werden, dass diese ke ine erheblichen Beeint rächtigungen der  Schutzgüter 

Mensch und seiner Gesundhei t darstel len.  

 
 

3.2.4  Umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige 

Sachgüter 

Bestandsaufnahme  

Bau-, Natur- und Bodendenkmä-

ler 

Innerha lb der ver fahrensgegens tändlichen Flächen bef in-

den sich keine geschützten Bau-, Natur- oder Bodendenk-

mäler.  

Es werden keine bau-, betriebs -, und anlagenbeding ten E ing ri ffe durch den Voll zug des Be-

bauungsplanes verursacht:  

 Baubedingt •  keine  

Betriebsbedingt •  keine  

Anlagenbedingt •  keine  

Durch die Prüfung der umweltbezogenen Auswirkungen auf Kul turgüter und sonst ige Sachgüte r  

legt die Stad t Lichtenfels keine verbindlichen Maßnahmen zur Vermeidung von nachtei l igen 

Auswi rkungen und Minimierung der Auswi rkungen fes t.  

Vermeidung •  Hinw eis: Soll ten dennoch bei Erdarbei ten Bodendenk-

mäler wie Mauern,  Steinsetzungen, Bodenverfärbungen 

und Fundgegens tände, z. B . Scherben, Ste ingeräte,  

Ske le tt reste entdeckt werden, s ind diese nach § 21 

HDSchG unverzüg lich dem Landesamt für Denkmal -

pflege, hessenArchäologie, oder der Unteren Denkmal -

schutzbehörde zu melden. F unde und F unds tel len sind  

in unverändertem Z ustand zu erhal ten und in geeigneter  

Weise bis zu einer Entsche idung zu schützen (§ 21 Abs.  

3 HDSchG).  

•  Keine Beeint rächt igung von geschützten u nd schüt-

zenswerten Bau- und Bodendenkmälern  

•  Erha lt von Ortsbildern  

Minimierung •  keine  

Visuelle Beeint rächt igungen im Umfeld geschützter oder schützenswerter Kul tur -, Bau- und  

Bodendenkmäler, die sich sowohl im Siedlungskontext a ls auch im landschaft l i chen  Fre iraum 

befinden, werden nicht erw arte t. Daher is t keine erhebliche Beeint rächtigung zu erw arten.  
 

 

3.3 Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte 

Umgang mit Abfällen und Abwässern  

Vermeidung von Emissionen 

Bewertung  Bei der bauordnungsrechtl ichen Z ulässigke it von Bauvorha-

ben sind die im Gebäudeenerg iegesetz fes tgelegten energe-

tischen M indestanforderungen für Neubauten einzuhalten.  

Hierbei s ind beispielsweise Heizungs - und Klimatechnik so-

wie Wärmedämmstandard und Hitzeschutz von Gebäuden 
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geregelt . Bei Neubauten gibt das Gebäudeenergiegesetz be-

stimmte Antei l e an regenerati ven Energien vor, die das Ge-

bäude zum Heizen oder auch Kühlen verw enden muss. Hier-

durch können insgesamt Emissionen vermieden werden.  

Im Plangebiet wi rd eine Solarmindes tfl äche festgesetzt, um 

einen konkreten Bei trag zur Energiee ff izienz zu erzie len. Auf  

50 Prozent der nutzbaren Dachfläche sind Anlagen zur Nut-

zung solarer St rahlungsenergie zu instal l i eren, die auch zur  

Wärmeerzeugung genutzt werden können.  

Sachgerechter Umgang mit Abfäl len 

Bewertung  Die Darstel lungen in Plänen des Abfal lrechts sind nach § 1 

Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe g BauGB zu berücksichtigen, sodass  

der sachgerechte Umgang mi t Ab fäl l en ein Mi ttel zur Gewähr-

leistung des städtebaulichen Umwel tschutzes is t. Bei der vor-

l iegenden Baule itplanung fo lgt der Umgang mit Ab fä l len den 

Anforderungen des Kreislaufwir tschaf tsgesetzes (KrWG).  

Sachgerechter Umgang mit Abwässern  

Bewertung  Der sachgerechte Umgang mit der Abwasserbeseitig ung ist  

ein Mit tel zur Gewährle istung des städ tebaulichen Umwelt -

schutzes. Bei der  vorl i egenden Baulei tplanung folgt  der Um-

gang mit der Abwasserbeseit igung den Anforderungen des  

§ 55 Wasserhaushal tsgesetz (WHG) und den sonst igen fach-

l ichen Anforderungen des  WHG.  

3.4 Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame 

und effiziente Nutzung von Energie  

Nutzung erneuerbarer Energien 

Bewertung  Im Plangebiet wi rd eine Solarmindes tfl äche festgesetzt, um 

einen konkreten Bei trag zur Energiee ff izienz zu erzie len. Auf  

50 Prozent der  nutzbaren Dachfläche sind  Anlagen zur Nut-

zung solarer Strah lungsenergie  zur Gewinnung von Wärme 

oder Strom zu instal l i er en.  

In Verbindung mit den bauordnungs rechtl ichen Vorgaben  

können darüber hinaus  Anlagen zur Nutzung erneuerbarer  

Energ ie errichtet werden. Bei Neubauten gib t das Gebäu-

deenergiegesetz zudem best immte Antei l e an regenerati ven 

Energ ien vor, die das Gebäude zum Heizen oder auch Kühlen 

verwenden muss.  

Sparsame und effiziente Nutzung von Energie  

Bewertung  Durch den Bebauungsplan werden Maßnahmen zur  sparsa-

men und ef fi zienten Nutzung von Energie planungs recht l ich 

vorberei te t.  
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3.5 Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von 

sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-, Abfall- 

und Immissionsschutzrechts 

Landschaftsplan 

 Keine  

Sonstige  Pläne 

Wasserschutzrecht  Keine.  

Abfa llrecht  Keine  

Immissionsschutzrecht  Keine  

3.6 Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, 

in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung 

von Rechtsakten der Europäischen Union 

festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht 

überschritten werden 

Das Ziel der Erhaltung der bestmöglichen Luftqual i tät  in den betref fenden Gebieten wird  

durch das Vorhaben nicht infrage gestel l t.  

3.7 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen 

des Umweltschutzes 

Wechselwirkungen sind al le denkbaren und strukturel len Beziehungen zwischen den oben 

genannten Schutzgütern,  innerhalb von Schutzgütern sowie zwischen und innerhalb v on 

landschaftl ichen Ökosystemen, soweit sie aufgrund einer zu erwartenden Betrof fenheit  

durch Projektwirkungen von entscheidungserhebl icher Bedeutung sind. Bestehende Wech-

selwirkungen werden im Rahmen der Erfassung der einzelnen Schutzgüter beschrieben. 

Dieser Vorgehensweise l iegt ein  Umweltbegri ff zugrunde, der die Umwelt nicht als  Summe 

der einzelnen Schutzgüter, sondern ganzheitl ich versteht.  

Erhebl iche Beeinträchtigungen sind aufgrund  der Lage des Plangebietes, der Größe,  der 

umliegenden Habitate und  Nu tzungsstrukturen sowie der vorgesehenen Vermeidungs -,  Mi-

nimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen nicht zu erwarten.  
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3.8 Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach 

dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für 

schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind  

Als Ursachen schwerer Unfäl le oder Katastrophen werden in Anlehnung an die 12. BImSchV 

(Störfal lverordnung) betriebsbedingte Gefahrenquel len, umgebungsbedingte Gefahren-

quel len (z.B. Erdbeben oder Hochwasser) und Eingri f fe Unbefugter angesehen.  

Die nach der Aufstel lung des Bebauungsplan Nr.  8 „Über dem Herrengarten“ zulässigen 

Vorhaben (innerhalb von Al lgemein Wohngebiet al lgemein zulässige Vorhaben abzügl ich 

der Anlagen für kirchl iche, kulturel le, soziale, gesundheitl iche und sportl iche Zwecke ) sind  

anfäl l ig gegenüber al lgemeinen Umweltkatastrophen. Bezügl ich Eingri ffen Unbefugter be-

steht  für das geplante Vorhaben keine besondere  Relevanz. Der Bebauungsplan bereitet  

keine Nutzungen vor, die als  potenziel le Störfal lbetriebe einzustufen wären.  

Der Bebauungsplan is t kein  Gegenstand eines Hochwasserrisikogebiets. Bei Hochwasser-

ereignissen kann die menschl iche Gesundheit  durch Vernässung von Wohn - und Gewerbe-

räumen, Ertrinken oder Kontakt  mit austretenden Gefahrenstof fen gefährdet werden.  Zu-

dem können ausgetretene Gefahrenstoffe  auf den Boden, die Wasserqual i tät sowie auf  

Pflanzen und Tiere und die Natura 2000 -Gebiete einwirken. Eine maßgebl iche Gefährdung 

ist für die Umweltbelange nicht gegeben.  

Relevante gefährl iche Stoffe  im Sinne der Verordnung über gen ehmigungsbedürftige Anla-

gen - 4. BImSchV sind gefährl iche Stoffe, die in erhebl ichem Umfang in der Anlage verwen-

det, erzeugt  oder freigesetzt werden und die ihrer Art  nach einer Verschmutzung des Bo-

dens oder des Grundwassers auf  dem Anlagengrundstück  verur sachen können. Bei  typi-

sierender Betrachtung ist anzunehmen, dass diese in  Anhang 1  (§ 4  BImSchG) gel isteten,  

„genehmigungsbedürf tige  Anlagen“  (meistens produzierendes Gewerbe) ohne Einschrän-

kung nur in  Industriegebieten (GI)  zulässig sind, während i.d.R. Al lgemeine Wohngebiete  

den nicht genehmigungsbedürftigen gewerbl ichen Anlagen vorbehalten s ind.  

3.9 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der 

verwendeten technischen Verfahren bei der 

Umweltprüfung 

Bei der Erstel lung des Umweltberichtes wurde die Gl iederung anhand  der Vorgaben des § 

2a BauGB und der Anlage zu § 2  Abs. 4 und § 2 a BauGB vorgenommen. Die Beschreibung 

und Bewertung der Belange des Umweltschutzes ist gemäß den Vorgaben des §1 Abs. 6  

Nr.7 BauGB in den Umweltbericht eingearbeitet worden.  

Zur Ermittlung der Informationen wurden vorhandene Daten ausgewerte t. Hierbei handelt 

es sich primär um die Informationssysteme des Landes Hessen .   

Im Vorfeld der Planung wurde zur Vermeidung von erhebl ichen Eingri f fen eine Prüfung po-

tentiel le Standorte in Abstimmung mit den Behörden durchgeführt und Leerstände ermittelt  

bzw. die Verkaufsbereitschaft  von Grundstücken im Innenbereich abgefragt.  
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Mit den Al lgemeinen Zielen und  Zwecken der Planung sol len die  Behörden und  sonstigen 

Träger öf fentl icher Belange,  deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt  werden 

kann, unterrichten und zur Äußerung auch im Hinbl ick auf den erforderl ichen Umfang und 

Detai l l ierungsgrad der Umweltprüfung  aufgefordert werden.  

3.10 Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der 

Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind  

Bei der Zusammenstel lung der Angaben traten keine besonde ren Schwierigkeiten auf.  

3.11 Anderweitige Planungsmöglichkeiten  

Die Stadt Lichtenfels hat bei den Möglichkeiten zur Entwicklung von Bauland im Ortstei l  

Goddelsheim im Vorfeld eine Analyse m öglicher Flächen vorgenommen und diese mit dem 

Regierungspräsidium Kassel abgestimmt , um die bestmögliche Entwicklungsfläche auszu-

wählen, dabei wurden folgende Kriterien herangezogen:  

- Lage relativ zum im Zusammenhang bebauten Ortstei l  (idealerweise Innenbereich, 

alternativ unmittelbar angrenzender Außenbe reich) 

- Vorhandene Erschl ießung (Bevorzugung bereits  ( tei l -)erschlossener Flächen)  

- Vornutzung (Wertigkeit der Nutzung,  Ausschluss von Altlasten)  

- Bedeutung der Flächen und  ihrer direkten Umgebung für Natur un d  Landschaft (Wer-

tigkeit als Biotop sowie der vorhandenen Landschaftselemente)  

- Flächenverfügbarkei t 

- Zweckmäßige Größe und Zuschnitt  

- Aussagen übergeordneter Planwerke  

Die ausgewählte Fläche wurde als  bestgeeignete  identi fiziert, da  sie al le  Kriterien in min-

destens ausreichendem Maße erfül l t. Mangels Flächenverfügbarkeit stehen einige mögliche 

Entwicklungsflächen der Innenentwicklung, die in Kumulation der Kriter ien eine bessere  

Eignung aufweisen nicht  zur Verfügung.   

3.12 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Mit dem vorl iegenden Umweltbericht wird die Umweltprüfung zum B ebauungsplan Nr. 8  

„Über dem Herrengarten“  der Stadt Lichtenfels  dokumentiert.  Der derze itige Zustand  der 

Schutzgüter und die zu erwartenden Umweltauswirkungen auf  die jewei l igen Schutzgüter 

werden beschrieben und bewertet.  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 8. „Über dem Herrengarten“ be-

findet sich im Stadttei l  Goddelsheim. Im näheren Umfeld des Plangebietes bestehen homo-

gene Siedlungsbereiche der Ortslage  Goddelsheim, landwirtschaftl ich Betriebsstätten so-

wie Wiesen- und  Ackerflächen. Das Plangebiet  unterl iegt  aktuel l  einer landwirtschaftl ichen 

Bewirtschaftungsform (Ackerbau).  
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Geplant ist die Ausweisung eines Al lgemeinen Wohngebiets (WA) mit einer  Grundflächen-

zahl zwischen 0,30 und 0,40 sowie einer zweigeschossigen Bebauung.  Geplant sind fe rner 

Verkehrsflächen sowie Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und  für Aufschüttungen.   

Die Bewertung des Gebietes hinsichtl ich der zu erwartenden Beeinträchtigungen von Natur  

und Landschaft e rfolgt  verbal-argumentativ.  Als  Hi l fsmittel  zur annäherungswe isen Quan-

ti fizierung des Ausgleichsbedarfs wird die hessische Kompensationsverordnung herange-

zogen. Im Plangebiet wurde dazu eine Bestandsaufnahme vor Ort  durchgeführt.  

Die Erhebungen erfolgten insbesondere für die Biotopty pen, die Flora bzw. Vegetation  und  

das Landschaftsbi ld. Bei den Kartierungen im Gelände wurden zusätzl iche Erkenntnisse  für 

die Schutzgüter Mensch, Boden, Wasserhaushalt und Fauna mit aufgenommen. Weitere  

Daten für die Schutzgüter wurden durch Informationssysteme des Landes Hessen  ermittelt.   

Die Bedeutung des Plangebietes für die verschiedenen Schutzgüter ist insgesamt sehr ge-

ring. Die Böden besitzen keine hohe Bedeutung für die Landwirtschaft . Hinsichtl ich der 

Entwicklungspotenziale von Natur und  Landschaft sowie für Freizeit und  Erholung kommt 

dem Plangebiet eine untergeordnete  Bedeutung zu.  Angesichts der baul ichen  Vorprägung 

des Umfeldes zeigt  die Fläche zudem eine  hohe Standorteignung für die  angestrebte  bau-

l iche Entwicklung.  

Die Lebensräume für die Pflanzen- und Tierwelt sind in Tei len durch die Bebauung, die 

Landwirtschaft und durch Prädatoren  vorbelastet. Die vogelkundl iche und floristische Be-

deutung des Plangebietes is t derzeit als  gering anzusetzen.  

Beim derzeitigen Stand  der Planung  sind keine erhebl ichen oder unlösbaren artenschutz -

rechtl ichen Konfl ikte zu erwarten, wenn die Eingri ffe  in Natur und Landschaft im weiteren 

Verfahren konkretisie rt und verbindl ich ausgegl ichen werden.  Aufgrund der Struk turarmut 

ist das Plangebiet  bezügl ich der biologischen Vielfalt  als  weniger  empfindl ich einzustufen, 

versiegelte  Flächen als unempfindl ich.  Das derzeitige Landschaftsbi ld innerhalb des Gel-

tungsbereiches ist  durch umliegende Siedlungen,  Verkehrswege und  landwirtschaftl iche 

Nutzung vorbelastet. Erhebl iche kumulierende Auswirkungen durch andere Planungen,  

Vorhaben oder Projekte  auf die vorl iegende Planung sind nicht ersichtl ich.  

Im Zuge der Planung wurde den Umweltschutzzielen der Europäischen Union, der Bundes -

, der Landes- oder der kommunalen Ebene Rechnung getragen.  Weiterhin  wurden die mög-

l ichen erhebl ichen Auswirkungen während der Bau - und  Betriebsphase der Entwicklungs-

absichten auf die Belange nach § 1 Absatz 6 Nummer 7  Buchstabe a bis i  BauGB beschrie-

ben. Zusätzl iche erhebl ich negative Auswirkungen sind  derzeit nicht  ersichtl ich. 

Die Eingri ffe in Natur und Landschaft wurden unter Berücksichtigung von anerkannten  Be-

urtei lungsmaßstäben bewertet.  Die vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung  und zur Mi-

nimierung fü r den Bebauungsplan werden im Umweltbericht  beschrieben; der Ausgleich 

wird durch planzeichnerische Festsetzung eines zusätzl ichen räumlichen Geltungsberei -

ches dem Eingri ff zugeordnet. Hierbei handelt es sich um die anerkannte Ökokontomaß-

nahme „Das lange Driesch“.   

Zusammenfassend ist festzustel len, dass bei Einhaltung und Durchführung der vorgesehe-

nen Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung sowie durch die verbindl iche Festlegung 

der Flächen zum Ausgleich des errechneten Biotopwertdefizites keine erhebl ichen nachtei-

l igen Umweltauswirkungen verbleiben werden.  
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4 Auswirkungen der Planung 

4.1 Soziale Auswirkungen 

Durch den Vol lzug des Bebauungsplanes sind keine nachtei l igen sozialen Auswirkungen zu 

erwarten.  

4.2 Stadtplanerische Auswirkungen 

Durch den Vol lzug des Bebauungsplanes sind keine nachtei l igen stadtp lanerischen Aus-

wirkungen zu erwarten.   

4.3 Infrastrukturelle Auswirkungen  

4.3.1  Technische Infrastruktur  

Durch den Vol lzug des Bebauungsplanes sind keine nachteil igen infrastrukturel len Auswir-

kungen durch die Auslastung der Netze zu erwarten. Die Leitungen bestehen aufgrund der 

Vornutzung /  Vorplanung bereits, weisen jedoch begrenzte Kapazitäten auf. Daher werden 

konkretisierende Festsetzungen zum Umgang mit  dem anfal lenden Niederschlagswasser 

getro ffen.  

4.3.2  Soziale Infrastruktur  

Durch den Vol lzug des Bebauungsplanes sind keine nachtei ligen Auswirkungen auf die so-

ziale Infrastruk tur zu erwarten.   

4.3.3  Verkehrliche Infrastruktur  

Durch den Vol lzug des Bebauungsplanes sind keine nachteil igen Auswirkungen auf die ver-

kehrl iche Infrastruktur zu erwarten.   
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4.4 Umweltrelevante Auswirkungen 

Schutzgut Prognost izier te Umweltauswi rkungen Erheblichkeit 

Boden •  Verlus t von Bodenfunktionen durch Teil - und Voll -

versiegelungen  
☐  

F läche  •  Fläche zwischen der vorhandenen Bebauung,  

Verlus t von F lächen für die Landwi rtschaf t  
☐  

Wasser  •  Erhöhung  und Beschleunigung des Oberflächen-

abflusses  

•  potentie l le Beeint rächt igung der Grundwasser-

neubildungs rate sowie auch der Qual itä t des Bo-

den- und Grundwasserhaushal ts aufg rund der Re-

duktion der Bodenf i lter fläche  

☐  

Kl ima und Luf t  •  Erhöhung der Versiegelungs rate, Erhöhung der  

Oberflächenrauigke it  und  bodennahen Oberflä -

chentemperatur  

☐  

Landschaftsbild  •  klein flächige und -räumliche Änderungen  ☐  

Menschen, seine  

Gesundheit und die  

Bevölkerung insgesamt  

•  Beeint rächtigungen durch landwi rtschaft l iche Be-

triebsstät ten  
☐  

Pfl anzen, Tiere  

Biologische Viel fa lt  
•  anlagenbedingter Ver lus t von Lebens raumstruk-

turen 
☐  

Kul ture l les Erbe  •  keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten.  ☐  

Wechselwirkungen  •  keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten  ☐  

☒  erheblich ☐  nicht erhebli ch  
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